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1. AsylG 2005 § 10 heute
2. AsylG 2005 § 10 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026
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5. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2014 bis 19.07.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012
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1. AsylG 2005 § 8 heute
2. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.03.2027 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 63/2025
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5. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2017
6. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 68/2013
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Spruch

B5 407.957-1/2009/6E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Elmar SAMSINGER als Vorsitzenden und den Richter Mag.
Gregor MORAWETZ als Beisitzer über die Beschwerde von XXXX, StA. Republik Kosovo, gegen den Bescheid
des Bundesasylamtes vom 13.07.2009, FZ. 08 12.470-BAS, nach nichtöffentlicher Sitzung zu Recht
erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Elmar SAMSINGER als Vorsitzenden und den Richter
Mag. Gregor MORAWETZ als Beisitzer über die Beschwerde von römisch 40 , StA. Republik Kosovo, gegen den
Bescheid des Bundesasylamtes vom 13.07.2009, FZ. 08 12.470-BAS, nach nichtöffentlicher Sitzung zu Recht
erkannt:

I. Die Beschwerde wird gemäß §§ 3 Abs. 1 und 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 BGBL. I Nr. 100 i.d.g.F. hinsichtlich
Spruchpunkt I. und II. des angefochtenen Bescheides als unbegründet abgewiesen.römisch eins. Die
Beschwerde wird gemäß Paragraphen 3, Absatz eins und 8 Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 BGBL.
römisch eins Nr. 100 i.d.g.F. hinsichtlich Spruchpunkt römisch eins. und römisch zwei. des angefochtenen
Bescheides als unbegründet abgewiesen.

II. Der Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt III. stattgegeben und dieser ersatzlos behoben.römisch
zwei. Der Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt römisch drei. stattgegeben und dieser ersatzlos
behoben.

Text

Entscheidungsgründe:

I. Verfahrensgang und Sachverhalt:römisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1.1. Die Beschwerdeführerin führt den im Spruch genannten Namen, ist Staatsangehörige der Republik
Kosovo, gehört der Volksgruppe der Albaner an, ist muslimischen Bekenntnisses, war im Heimatstaat zuletzt
wohnhaft in der Ortschaft XXXX in der Großgemeinde XXXX, reiste am 30.11.2008 illegal in das Bundesgebiet
ein und stellte am 11.12.2008 einen Antrag auf internationalen Schutz.1.1. Die Beschwerdeführerin führt den
im Spruch genannten Namen, ist Staatsangehörige der Republik Kosovo, gehört der Volksgruppe der Albaner
an, ist muslimischen Bekenntnisses, war im Heimatstaat zuletzt wohnhaft in der Ortschaft römisch 40 in der
Großgemeinde römisch 40 , reiste am 30.11.2008 illegal in das Bundesgebiet ein und stellte am 11.12.2008
einen Antrag auf internationalen Schutz.

In einer Erstbefragung durch ein Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes am 12.12.2008 brachte die
Beschwerdeführerin zu ihren Fluchtgründen im Beisein eines Dolmetschers der albanischen Sprache im
Wesentlichen vor, dass sie im August 2008 mit ihren XXXX in Österreich gewesen sei und dort einen
Landsmann kennengelernt habe, von dem sie in weiterer Folge schwanger geworden sei. Als ihre Familie vor
etwa zwei Wochen von der Schwangerschaft erfahren hätte, sei sie von ihren Brüdern fünf Tage in einem
Keller eingesperrt und geschlagen worden. Sie hätten von ihr gefordert, dass sie das Kind abtreiben lasse.
Aus diesem Grund sei sie geflohen. Sie sei mit einem Kombi nach Albanien geflüchtet, wo sie sich selbst einen
Schlepper organisiert habe, der sie für 2.000,- Euro in einem LKW nach Österreich gebracht habe (vgl. As 21-
23). Bei einer Rückkehr befürchte sie von ihren Brüdern umgebracht zu werden. Im Herkunftsland würden
sich ihre Eltern sowie zwei Brüder und eine Schwester aufhalten. Ein Bruder lebe in Norwegen. Die
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Beschwerdeführerin legte einen im April 2008 von der UNMNIK ausgestellten Personalausweis vor. In einer
Erstbefragung durch ein Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes am 12.12.2008 brachte die
Beschwerdeführerin zu ihren Fluchtgründen im Beisein eines Dolmetschers der albanischen Sprache im
Wesentlichen vor, dass sie im August 2008 mit ihren römisch 40 in Österreich gewesen sei und dort einen
Landsmann kennengelernt habe, von dem sie in weiterer Folge schwanger geworden sei. Als ihre Familie vor
etwa zwei Wochen von der Schwangerschaft erfahren hätte, sei sie von ihren Brüdern fünf Tage in einem
Keller eingesperrt und geschlagen worden. Sie hätten von ihr gefordert, dass sie das Kind abtreiben lasse.
Aus diesem Grund sei sie geflohen. Sie sei mit einem Kombi nach Albanien geflüchtet, wo sie sich selbst einen
Schlepper organisiert habe, der sie für 2.000,- Euro in einem LKW nach Österreich gebracht habe vergleiche
As 21-23). Bei einer Rückkehr befürchte sie von ihren Brüdern umgebracht zu werden. Im Herkunftsland
würden sich ihre Eltern sowie zwei Brüder und eine Schwester aufhalten. Ein Bruder lebe in Norwegen. Die
Beschwerdeführerin legte einen im April 2008 von der UNMNIK ausgestellten Personalausweis vor.

In einer Einvernahme beim Bundesasylamt am 15.12.2008 brachte die Beschwerdeführerin zu ihren
Fluchtgründen im Beisein eines Dolmetschers der albanischen Sprache im Wesentlichen vor, dass sie sich
zusammen mit ihrer XXXX im August 2008 für zehn Tage legal in Österreich aufgehalten habe und dabei
ihren nunmehrigen Lebensgefährten kennengelernt habe. Dabei sei sie von letzterem schwanger geworden.
Im Kosovo hätte dann ihre Familie im April 2008 von ihrer Schwangerschaft erfahren. Ihre beiden Brüder
hätten die Beschwerdeführerin im Keller eingesperrt und geschlagen. Sie hätten gewollt, dass sie das Kind
verliere. Die Beschwerdeführerin habe nach fünf Tagen flüchten können, weil ein Bruder vergessen habe,
eine der beiden Kellertüren zuzusperren. Sie sei mit einem Linienbus nach Albanien und von dort in einem
LKW nach Österreich gereist. Auf die Frage, ob sie das Geld für die Flucht die ganze Zeit im Keller bei sich
gehabt habe, erklärte die Beschwerdeführerin, dass sie im Keller ihre Tasche behalten habe können, welche
sie dann auf der Flucht mitgenommen habe. Zu ihren Befürchtungen bei einer Rückkehr befragt, gab sie an:
"Meine Familie will mich nicht mehr. Sie wird mich nicht mehr aufnehmen, vielleicht bringt sie mich sogar
um" (vgl. As 39). Sie habe sich im Herkunftsland als XXXX ihren Lebensunterhalt verdient. In Österreich sorge
ihr Lebensgefährte für sie. Sie wohne bei ihm und werde von ihm unterstützt.In einer Einvernahme beim
Bundesasylamt am 15.12.2008 brachte die Beschwerdeführerin zu ihren Fluchtgründen im Beisein eines
Dolmetschers der albanischen Sprache im Wesentlichen vor, dass sie sich zusammen mit ihrer römisch 40 im
August 2008 für zehn Tage legal in Österreich aufgehalten habe und dabei ihren nunmehrigen
Lebensgefährten kennengelernt habe. Dabei sei sie von letzterem schwanger geworden. Im Kosovo hätte
dann ihre Familie im April 2008 von ihrer Schwangerschaft erfahren. Ihre beiden Brüder hätten die
Beschwerdeführerin im Keller eingesperrt und geschlagen. Sie hätten gewollt, dass sie das Kind verliere. Die
Beschwerdeführerin habe nach fünf Tagen flüchten können, weil ein Bruder vergessen habe, eine der beiden
Kellertüren zuzusperren. Sie sei mit einem Linienbus nach Albanien und von dort in einem LKW nach
Österreich gereist. Auf die Frage, ob sie das Geld für die Flucht die ganze Zeit im Keller bei sich gehabt habe,
erklärte die Beschwerdeführerin, dass sie im Keller ihre Tasche behalten habe können, welche sie dann auf
der Flucht mitgenommen habe. Zu ihren Befürchtungen bei einer Rückkehr befragt, gab sie an: "Meine
Familie will mich nicht mehr. Sie wird mich nicht mehr aufnehmen, vielleicht bringt sie mich sogar um"
vergleiche As 39). Sie habe sich im Herkunftsland als römisch 40 ihren Lebensunterhalt verdient. In
Österreich sorge ihr Lebensgefährte für sie. Sie wohne bei ihm und werde von ihm unterstützt.

Im XXXX brachte die Beschwerdeführerin Zwillinge zur Welt. Für die beiden in Österreich nachgeborenen
Töchter der Beschwerdeführerin wurden am 15.06.2009 Anträge auf internationalen Schutz gestellt. Im
römisch 40 brachte die Beschwerdeführerin Zwillinge zur Welt. Für die beiden in Österreich nachgeborenen
Töchter der Beschwerdeführerin wurden am 15.06.2009 Anträge auf internationalen Schutz gestellt.

In einer Einvernahme beim Bundesasylamt am 24.06.2009 brachte die Beschwerdeführerin zu ihren
Fluchtgründen im Beisein eines Dolmetschers der albanischen Sprache ergänzend vor, dass sie im
Herkunftsland im Haus der Eltern gewohnt und von deren Landwirtschaft gelebt habe. Es sei sozusagen ein
Familienbetrieb gewesen. Zu ihrer Familie bestehe kein Kontakt, mit der Familie ihres Lebensgefährten
telefoniere sie manchmal. Ihre Familie habe nicht gewollt, dass sie vor der Ehe schwanger werde. Sie sei von
ihrem Bruder im Keller eingesperrt worden, um die Schwangerschaft vor der Verwandtschaft zu vertuschen.



Ihre Brüder hätten sie auch geschlagen. Sie hätte sich an die Polizei wenden können, doch hätten ihre Brüder
sie dann mit dem Umbringen bedroht. Im Kosovo habe sie keine Zuflucht mit den beiden Kindern. Der Vater
der Kinder und Lebensgefährte sei in Österreich. Er gehe hier einer Erwerbstätigkeit nach. Sie würden in
einem kleinen angemieteten Haus zusammenleben. Die Kinder seien gesund und hätten keine eigenen
Fluchtgründe.

Mit dem nunmehr angefochtenen oben angeführten Bescheid des Bundesasylamtes wurde der Antrag auf
internationalen Schutz der Beschwerdeführerin gem. § 3 Abs. 1 AsylG abgewiesen und ihr der Status des
Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) sowie gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 leg.cit. der Status des subsidiär
Schutzberechtigten in Bezug auf ihren Herkunftsstaat Kosovo nicht zuerkannt (Spruchpunkt II.), wobei
gleichzeitig deren Ausweisung gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG. ausgesprochen (Spruchpunkt III.) wurde.
Begründend wurde im Wesentlichen ausgeführt, dass die Beschwerdeführerin nicht dartun habe können, dass
ihr im Herkunftsstaat asylrelevante Verfolgung oder eine Art. 3 EMRK verletzende Behandlung drohe. Was die
Übergriffe durch ihre Brüder betreffe, sei die Beschwerdeführerin diesen nicht schutzlos ausgeliefert
gewesen, sondern hätte sie sich an die nationalen und internationalen Sicherheitskräfte im Kosovo wenden
können, die sowohl in der Lage als auch willig wären, effizienten Schutz zu gewähren. Diese Möglichkeit sei
von der Beschwerdeführerin in der Einvernahme vom 24.06.2009 auch ausdrücklich bestätigt worden. Was
ihre soziale Lage als alleinstehende Frau mit zwei Kindern betreffe, könne kein Grund erkannt werden,
weshalb sie nicht auch im Kosovo von ihrem in Österreich erwerbstätigen Lebensgefährten und Kindesvater
finanziell unterstützt werden sollte, zumal dieser bereits für den Unterhalt der Beschwerdeführerin und der
Kinder im Inland aufkomme.Mit dem nunmehr angefochtenen oben angeführten Bescheid des
Bundesasylamtes wurde der Antrag auf internationalen Schutz der Beschwerdeführerin gem. Paragraph 3,
Absatz eins, AsylG abgewiesen und ihr der Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt römisch eins.) sowie
gemäß Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, leg.cit. der Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf
ihren Herkunftsstaat Kosovo nicht zuerkannt (Spruchpunkt römisch zwei.), wobei gleichzeitig deren
Ausweisung gemäß Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG. ausgesprochen (Spruchpunkt römisch drei.)
wurde. Begründend wurde im Wesentlichen ausgeführt, dass die Beschwerdeführerin nicht dartun habe
können, dass ihr im Herkunftsstaat asylrelevante Verfolgung oder eine Artikel 3, EMRK verletzende
Behandlung drohe. Was die Übergriffe durch ihre Brüder betreffe, sei die Beschwerdeführerin diesen nicht
schutzlos ausgeliefert gewesen, sondern hätte sie sich an die nationalen und internationalen Sicherheitskräfte
im Kosovo wenden können, die sowohl in der Lage als auch willig wären, effizienten Schutz zu gewähren.
Diese Möglichkeit sei von der Beschwerdeführerin in der Einvernahme vom 24.06.2009 auch ausdrücklich
bestätigt worden. Was ihre soziale Lage als alleinstehende Frau mit zwei Kindern betreffe, könne kein Grund
erkannt werden, weshalb sie nicht auch im Kosovo von ihrem in Österreich erwerbstätigen Lebensgefährten
und Kindesvater finanziell unterstützt werden sollte, zumal dieser bereits für den Unterhalt der
Beschwerdeführerin und der Kinder im Inland aufkomme.

Dagegen wurde innerhalb offener Frist Beschwerde erhoben, wobei im Wesentlichen auf das Vorbringen der
Beschwerdeführerin verwiesen wurde. Bei einer Rückkehr würden die Angriffe auf sie fortgesetzt werden. Die
Beschwerdeführerin würde nicht wissen, wie sie sich dieser erwehren sollte, zumal effektiver Schutz durch die
Behörden nicht zu erwarten sei, sondern diese im Gegenteil ihr die Schaffung einer Lebensgrundlage
erschweren würden.

Im Zuge des Ermittlungsverfahrens des Asylgerichtshofes wurde den Parteien mit Schreiben vom 28.11.2011
Gelegenheit gegeben, sich zu den vorläufigen Länderfeststellungen zur Republik Kosovo zu äußern bzw. die
Beschwerdeführerin zusätzlich aufgefordert, zu den ihr aufgrund der bisherigen Ermittlungen unterstellten
persönlichen und familiären Verhältnissen in Österreich Stellung zu nehmen. Dazu führte die
Beschwerdeführerin mit Schreiben vom 19.12.2011 im Wesentlichen aus, dass die Länderfeststellungen nicht
anzuzweifeln seien. Zu ihrer Familie im Kosovo habe die Beschwerdeführerin keinen Kontakt. Über ihren in
Norwegen lebenden Bruder habe sie erfahren, dass ihre Eltern arbeitslos seien und sich notdürftig von der
Landwirtschaft ernähren könnten. Von der Verwandtschaft ihres Lebensgefährten höre sie nur gelegentlich
etwas. Seine zwei Brüder seien Kriegsinvalide. Seine Eltern seien gesundheitlich schwer angeschlagen und
müssten versorgt werden. Sie könnten somit keine soziale Aufnahme ihres in Österreich lebenden Sohnes

https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/3
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10


und schon gar nicht seiner Familie gewähren. Der Lebensgefährte der Beschwerdeführerin sei seit zehn
Jahren in Österreich und seit acht Jahren erwerbstätig. Er habe einen Antrag auf eine
Niederlassungsbewilligung gestellt. Bis zum Abschluss seines Asylverfahrens habe er durch seine
Erwerbstätigkeit monatlich 1.400,- Euro netto ins Verdienen gebracht. Er sei somit voll selbsterhaltungsfähig
gewesen und werde dies nach Abschluss des Niederlassungsverfahrens auch wieder sein. Die gesamte
Familie sei sozialversichert. Die Beschwerdeführerin und ihr Lebensgefährte würden gut Deutsch sprechen.
Die Familie bewohne eine ortsübliche Unterkunft und sei bestens integriert. Dem Schreiben wurden unter
anderen die Geburtsurkunden der Kinder, Meldebestätigungen, Empfehlungsschreiben von Inländern, Lohn-
und Gehaltsabrechnungen, eine Einstellungszusage für die Beschwerdeführerin, ein österreichisches
Sprachdiplom über die Grundstufe Deutsch 2 (A 2) sowie ein Arbeitszeugnis des Lebensgefährten der
Beschwerdeführerin beigelegt.

1.2. Die Anträge auf internationalen Schutz der beiden minderjährigen Kinder der Beschwerdeführerin vom
15.06.2009 wurden mit Bescheiden des Bundesasylamtes vom 13.07.2009, FZ. 09 07.714-BAS sowie FZ. 09
07.166-BAS, gem. § 3 Abs. 1 AsylG abgewiesen und ihnen der Status der Asylberechtigten (Spruchpunkt I.)
sowie gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 leg.cit. der Status der subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf ihren
Herkunftsstaat Kosovo nicht zuerkannt (Spruchpunkt II.), wobei gleichzeitig deren Ausweisungen gemäß § 10
Abs. 1 Z 2 leg.cit. ausgesprochen wurden (Spruchpunkt III.). Die dagegen erhobenen Beschwerden wurden
mit Erkenntnissen des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag, Zlen. B5 407.959-1/2009/4E sowie B5 407.961-
1/2009/4E, hinsichtlich Spruchpunkt I. und II. abgewiesen. Hinsichtlich Spruchpunkt III. wurde den
Beschwerden stattgegeben und dieser ersatzlos behoben.1.2. Die Anträge auf internationalen Schutz der
beiden minderjährigen Kinder der Beschwerdeführerin vom 15.06.2009 wurden mit Bescheiden des
Bundesasylamtes vom 13.07.2009, FZ. 09 07.714-BAS sowie FZ. 09 07.166-BAS, gem. Paragraph 3, Absatz
eins, AsylG abgewiesen und ihnen der Status der Asylberechtigten (Spruchpunkt römisch eins.) sowie gemäß
Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, leg.cit. der Status der subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf ihren
Herkunftsstaat Kosovo nicht zuerkannt (Spruchpunkt römisch zwei.), wobei gleichzeitig deren Ausweisungen
gemäß Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, leg.cit. ausgesprochen wurden (Spruchpunkt römisch drei.). Die
dagegen erhobenen Beschwerden wurden mit Erkenntnissen des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag, Zlen.
B5 407.959-1/2009/4E sowie B5 407.961-1/2009/4E, hinsichtlich Spruchpunkt römisch eins. und römisch
zwei. abgewiesen. Hinsichtlich Spruchpunkt römisch drei. wurde den Beschwerden stattgegeben und dieser
ersatzlos behoben.

2. Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens steht nachstehender entscheidungswesentlicher
Sachverhalt als erwiesen fest:

2.1 Zur Person:

Die Beschwerdeführerin ist Staatsangehörige der Republik Kosovo, gehört der albanischen Volksgruppe an,
ist muslimischen Bekenntnisses, war zuletzt im Heimatstaat in der obengenannten Ortschaft wohnhaft und ist
dort keiner konkreten individuellen Verfolgung ausgesetzt und ihr droht auch nicht die Gefahr einer
unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder die Todesstrafe.

2.2. Zur Situation in der Republik Kosovo:

2.2.1. Staatsbürgerschaft

Das Staatsangehörigkeitsgesetz der Republik Kosovo trat am 15.06.2008 in Kraft. Gemäß Artikel 3 leg.cit.
wird die kosovarische Staatsbürgerschaft durch Geburt, Adoption, Einbürgerung, aufgrund internationaler
Verträge oder aufgrund der Artikel 28 und 29 dieses Gesetzes erworben. Aufgrund Art. 28 Abs. 1 leg.cit. wird
jede Person, die nach Maßgabe der UNMIK Verordnung Nr. 2000/13 (UNMIK Regulation No. 2000/13 on the
Central Civil Registry) als Einwohner ("habitual resident") in der Republik Kosovo registriert ist, als
kosovarischer Staatsbürger angesehen und als solcher im Staatsbürgerregister ("register of citizens")
eingetragen. Jede Person, die am 01.01.1998 Bürger der Bundesrepublik Jugoslawien war und zu diesem
Stichtag ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Republik Kosovo hatte, wird gemäß Art. 29 Abs. 1 leg.cit. als
Staatsbürger der Republik Kosovo angesehen und als solcher ungeachtet seines derzeitigen Aufenthalts oder
seiner derzeitigen Staatsbürgerschaft im Staatsbürgerregister eingetragen. Gemäß Art. 29 Abs. 2 leg .cit. gilt
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diese Bestimmung auch für direkte Nachkommen der in Abs. 1 angesprochenen Personengruppe. Die
Registrierung der in Abs. 1 und 2 genannten Personengruppe im Staatsbürgerregister erfolgt durch den
Antrag der Person, die die Voraussetzungen des Art. 29 Staatsangehörigkeitsgesetz erfüllt. Gemäß Art. 3
leg.cit führt der Besitz oder Erwerb einer anderen Staatsbürgerschaft nicht zum Verlust der kosovarischen
Staatsbürgerschaft [Regulation no. 2000/13, 17 March 2000 On the Central Civil Registry; Law on Citizenship
of Kosova].Das Staatsangehörigkeitsgesetz der Republik Kosovo trat am 15.06.2008 in Kraft. Gemäß Artikel 3
leg.cit. wird die kosovarische Staatsbürgerschaft durch Geburt, Adoption, Einbürgerung, aufgrund
internationaler Verträge oder aufgrund der Artikel 28 und 29 dieses Gesetzes erworben. Aufgrund Artikel 28,
Absatz eins, leg.cit. wird jede Person, die nach Maßgabe der UNMIK Verordnung Nr. 2000/13 (UNMIK
Regulation No. 2000/13 on the Central Civil Registry) als Einwohner ("habitual resident") in der Republik
Kosovo registriert ist, als kosovarischer Staatsbürger angesehen und als solcher im Staatsbürgerregister
("register of citizens") eingetragen. Jede Person, die am 01.01.1998 Bürger der Bundesrepublik Jugoslawien
war und zu diesem Stichtag ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Republik Kosovo hatte, wird gemäß Artikel
29, Absatz eins, leg.cit. als Staatsbürger der Republik Kosovo angesehen und als solcher ungeachtet seines
derzeitigen Aufenthalts oder seiner derzeitigen Staatsbürgerschaft im Staatsbürgerregister eingetragen.
Gemäß Artikel 29, Absatz 2, leg .cit. gilt diese Bestimmung auch für direkte Nachkommen der in Absatz eins,
angesprochenen Personengruppe. Die Registrierung der in Absatz eins und 2 genannten Personengruppe im
Staatsbürgerregister erfolgt durch den Antrag der Person, die die Voraussetzungen des Artikel 29,
Staatsangehörigkeitsgesetz erfüllt. Gemäß Artikel 3, leg.cit führt der Besitz oder Erwerb einer anderen
Staatsbürgerschaft nicht zum Verlust der kosovarischen Staatsbürgerschaft [Regulation no. 2000/13, 17
March 2000 On the Central Civil Registry; Law on Citizenship of Kosova].

2.2.2. Sicherheitslage

Die Sicherheitslage in Kosovo ist weitgehend stabil, in Teilgebieten, insbesondere im Norden und im
Brennpunkt Mitrovica, aber weiterhin fragil. Seit den Ausschreitungen im März 2004 gab es keine
landesweiten Unruhen mehr. Es gibt keine konkreten Hinweise auf intendierte staatliche Repressionen
aufgrund der Volksgruppenzugehörigkeit. Repressionen Dritter gegenüber ethnischen Minderheiten haben
seit 2004 stetig abgenommen. Die subjektiv zum Teil immer noch als unsicher empfundene Sicherheitslage
behindert aber v.a. den Rückkehrprozess von Kosovo-Serben. Das nach Auflösung der kosovo-albanischen
Befreiungsarmee UÇK eingerichtete zivile Hilfskorps "Kosovo Protection Corps" (KPC, alb. TMK) wurde am 30.
Juni 2009 aufgelöst. Seither bilden multiethnische und zivil kontrollierte leichtbewaffnete Sicherheitskräfte
die "Kosovo Security Forces (KSF)", die nicht mehr als 2.500 Mitglieder und maximal 800 Reservisten haben
sollen. Derzeit umfasst die KSF etwa 2.000 Kräfte, davon gehören 8 Prozent den Minderheiten an. Die KSF
übernimmt derzeit primär zivile Aufgaben wie Krisenreaktion, Sprengmittelbeseitigung und Zivilschutz. Im
September 2009 hat die KSF ihre grundsätzliche Einsatzfähigkeit erreicht, die volle Einsatzfähigkeit kann
voraussichtlich zwischen Ende 2011 und 2014 erreicht werden. Die Polizei (Kosovo Police, KP - ehemals
Kosovo Police Service, KPS) hat derzeit eine Stärke von ca. 9.000 Personen und ist im ganzen Land vertreten.
Der Frauenanteil in der KP beträgt fast 15 Prozent; mehr als 14 Prozent sind Angehörige von Minderheiten.
EULEX-Polizisten beraten und unterstützen Polizeidienststellen im gesamten Land. Die kosovo-serbischen
Polizeistrukturen im Norden lassen sich schwer in die zentralen Kommandostrukturen der KP integrieren.
Derzeit berichten die Polizeistationen im Norden unmittelbar an die Operationszentrale von EULEX, die
sodann die KP unterrichtet. In Nord-Kosovo führen KP, EULEX und KFOR seit Anfang Oktober 2010 verstärkte
Personen- und Fahrzeugkontrollen durch, zudem wurden gezielte Ermittlungsmaßnahmen und Zugriffe gegen
Personen aus dem Umkreis der Organisierten Kriminalität durchgeführt. Die innere Sicherheit der Republik
Kosovo beruht weiterhin auf drei Komponenten: der KP, den internationalen Polizeikräften (v.a. EULEX) und
den KFOR-Truppen. Die KFOR wird nach wie vor von allen Beteiligten anerkannt. KFOR steht als letzte Option
bereit, wenn die KP und die internationale Polizei sich nicht durchsetzen können. Die Truppe hat ihren Ruf als
Garant der Sicherheit gefestigt durch ihr robustes und entschlossenes Handeln bei den gewalttätigen
Ausschreitungen am 17. März 2008 durch Kosovo-Serben in Mitrovica, bei denen der Einsatz von
Maschinenpistolen und Handgranaten durch Demonstranten zu über 70 Verletzten führte. Die nach wie vor
verbreitete Gewaltbereitschaft und die große Zahl der frei zirkulierenden Waffen beeinträchtigen die
Sicherheitslage. Es gibt praktisch in jedem Haushalt eine oder mehrere (illegale) Schusswaffen. Nach einer



belastbaren Studie des "United Nations Office on Drugs and Crime" (UNODC) ist die Kriminalität, mit
Ausnahme der Organisierten Kriminalität und der Korruption, rückläufig und niedriger als im
gesamteuropäischen Vergleich. Dies gilt besonders für Eigentums-, Körperverletzungs- und Tötungsdelikte.
[Auswärtiges Amt Berlin, Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Republik Kosovo vom
06.01.2011, Stand: Dezember 2010, Seite 10-11; Kriminalstatistik 2009, übermittelt vom
Verbindungsbeamten des BMI am 19.03.2010; Auswärtiges Amt Berlin, Bericht über die asyl- und
abschieberelevante Lage in der Republik Kosovo vom 06.01.2011, Stand: Dezember 2010, Seite 11]

2.2.3. Sicherheitskräfte

Die Polizei (Kosovo Police, KP - ehemals Kosovo Police Service, KPS) hat derzeit eine Stärke von ca. 9.000
Personen und ist im ganzen Land vertreten. Der Frauenanteil in der KP beträgt fast 15 Prozent; mehr als 14
Prozent sind Angehörige von Minderheiten. EULEX-Polizisten beraten und unterstützen Polizeidienststellen im
gesamten Land. Die kosovo-serbischen Polizeistrukturen im Norden lassen sich schwer in die zentralen
Kommandostrukturen der KP integrieren. Derzeit berichten die Polizeistationen im Norden unmittelbar an die
Operationszentrale von EULEX, die sodann die KP unterrichtet. In Nord-Kosovo führen KP, EULEX und KFOR
seit Anfang Oktober 2010 verstärkte Personen- und Fahrzeugkontrollen durch, zudem wurden gezielte
Ermittlungsmaßnahmen und Zugriffe gegen Personen aus dem Umkreis der Organisierten Kriminalität
durchgeführt.Die innere Sicherheit der Republik Kosovo beruht weiterhin auf drei Komponenten: der KP, den
internationalen Polizeikräften (v.a. EULEX) und den KFOR-Truppen. Die KFOR wird nach wie vor von allen
Beteiligten anerkannt. KFOR steht als letzte Option bereit, wenn die KP und die internationale Polizei sich
nicht durchsetzen können. Die Truppe hat ihren Ruf als Garant der Sicherheit gefestigt durch ihr robustes und
entschlossenes Handeln bei den gewalttätigen Ausschreitungen am 17. März 2008 durch Kosovo-Serben in
Mitrovica, bei denen der Einsatz von Maschinenpistolen und Handgranaten durch Demonstranten zu über 70
Verletzten führte. Die nach wie vor verbreitete Gewaltbereitschaft und die große Zahl der frei zirkulierenden
Waffen beeinträchtigen die Sicherheitslage. Es gibt praktisch in jedem Haushalt eine oder mehrere (illegale)
Schusswaffen. Nach einer belastbaren Studie des "United Nations Office on Drugs and Crime" (UNODC) ist die
Kriminalität, mit Ausnahme der Organisierten Kriminalität und der Korruption, rückläufig und niedriger als im
gesamteuropäischen Vergleich. Dies gilt besonders für Eigentums-, Körperverletzungs- und Tötungsdelikte.
[Auswärtiges Amt Berlin, Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Republik Kosovo vom 06.
Jänner 2011, Stand: Dezember 2010, Seite 10-11]

Das Kosovo Police Service (KPS/ShPK) geht Anzeigen professionell nach. Beschwerden und Anzeigen gegen
Angehörige von KPS werden sehr genau auch im Zuge von Disziplinarverfahren untersucht, Konsequenzen
wie Suspendierungen, etc werden nach den bisherigen Erfahrungswerten fast rascher ausgesprochen als in
Österreich [Auskunft des Verbindungsbeamten XXXX, 22.10.2006, Zahl 154/07 an das BAE ]. KPS erfüllt seine
Aufgaben generell professionell und kompetent [Commission of the European Communities: Kosovo Under
UNSCR 1244 2007 Progress Report, COM(2007) 663 final, 06.11.2007, Seite 46]. Es besteht eine beratende
und überwachende Tätigkeit von EULEX Polizei bezüglich Kosovo Police auch im Falle, wenn Anzeigen nicht
entgegengenommen werden [Auskunft des Verbindungsbeamten XXXX, 15.01.2009, Zahl 10/09 an den
Asylgerichtshof]. Wenden sich Personen an die KFOR, versuchen diese, die Anzeige an eine dafür zuständige
Stelle weiterzuleiten. KFOR hat keine Exekutivgewalt im Kosovo. Als weitere Möglichkeit bietet sich eine
direkte Anzeige bei der Justiz (Staatsanwalt) an, wo dann über die weitere Vorgangsweise entschieden wird.
Die Beamten von KPS tragen deutlich sichtbar ihre jeweilige Dienstnummer, wodurch eine Zuordnung ohne
Probleme möglich ist. Die Tätigkeit ist in den Dienstberichten dokumentiert und transparent nachvollziehbar.
Das Einbringen von Beschwerden ist jederzeit möglich, aufgrund der Sensibilisierung werden Beschwerden
auch rasch behandelt und führen - wenn berechtigt - zu den entsprechenden Konsequenzen für den
betroffenen Funktionsträger. Missstände in der Verwaltung können auch beim Ombudsmann angezeigt
werden. Es besteht die Möglichkeit einer Beschwerde an den Ombudsmann und damit eine Garantie für eine
Weiterbehandlung. Dieser strich bei einem persönlichen Gespräch hervor, dass Beschwerden gegen KPS von
dieser Institution unverzüglich und effizient bearbeitet werden, was bei anderen Institutionen absolut nicht
der Fall wäre [Kosovo - Bericht 31.03.2007 von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI, Seiten 9-10; Auskunft
des Verbindungsbeamten XXXX, 26.05.2009, Zahl 132/09 an den Asylgerichtshof].Das Kosovo Police Service



(KPS/ShPK) geht Anzeigen professionell nach. Beschwerden und Anzeigen gegen Angehörige von KPS werden
sehr genau auch im Zuge von Disziplinarverfahren untersucht, Konsequenzen wie Suspendierungen, etc
werden nach den bisherigen Erfahrungswerten fast rascher ausgesprochen als in Österreich [Auskunft des
Verbindungsbeamten römisch 40 , 22.10.2006, Zahl 154/07 an das BAE ]. KPS erfüllt seine Aufgaben generell
professionell und kompetent [Commission of the European Communities: Kosovo Under UNSCR 1244 2007
Progress Report, COM(2007) 663 final, 06.11.2007, Seite 46]. Es besteht eine beratende und überwachende
Tätigkeit von EULEX Polizei bezüglich Kosovo Police auch im Falle, wenn Anzeigen nicht entgegengenommen
werden [Auskunft des Verbindungsbeamten römisch 40 , 15.01.2009, Zahl 10/09 an den Asylgerichtshof].
Wenden sich Personen an die KFOR, versuchen diese, die Anzeige an eine dafür zuständige Stelle
weiterzuleiten. KFOR hat keine Exekutivgewalt im Kosovo. Als weitere Möglichkeit bietet sich eine direkte
Anzeige bei der Justiz (Staatsanwalt) an, wo dann über die weitere Vorgangsweise entschieden wird. Die
Beamten von KPS tragen deutlich sichtbar ihre jeweilige Dienstnummer, wodurch eine Zuordnung ohne
Probleme möglich ist. Die Tätigkeit ist in den Dienstberichten dokumentiert und transparent nachvollziehbar.
Das Einbringen von Beschwerden ist jederzeit möglich, aufgrund der Sensibilisierung werden Beschwerden
auch rasch behandelt und führen - wenn berechtigt - zu den entsprechenden Konsequenzen für den
betroffenen Funktionsträger. Missstände in der Verwaltung können auch beim Ombudsmann angezeigt
werden. Es besteht die Möglichkeit einer Beschwerde an den Ombudsmann und damit eine Garantie für eine
Weiterbehandlung. Dieser strich bei einem persönlichen Gespräch hervor, dass Beschwerden gegen KPS von
dieser Institution unverzüglich und effizient bearbeitet werden, was bei anderen Institutionen absolut nicht
der Fall wäre [Kosovo - Bericht 31.03.2007 von römisch 40 , Verbindungsbeamter des BMI, Seiten 9-10;
Auskunft des Verbindungsbeamten römisch 40 , 26.05.2009, Zahl 132/09 an den Asylgerichtshof].

Zudem wird die Tätigkeit jeder Polizeidienststelle von der OSZE (Security Issues Officer) überwacht. Täglich
werden Polizeiberichte verfasst, welche auch der OSZE übermittelt werden. Gegebenenfalls kann sich eine
Person auch an die OSZE wenden, sollte ein KPS Mitarbeiter seine Kompetenzen überschritten bzw. nicht
erfüllt haben [XXXX: Gutachten zu Aktivitäten der AKSh. 07.05.2007, Seite 11]. Es besteht also auch hier die
Möglichkeit einer Beschwerde bzw. Anfrage um Unterstützung im Anlassfall [Auskunft des
Verbindungsbeamten XXXX, 26.05.2009, Zahl 132/09 an den Asylgerichtshof]. Die OSCE leitete in VUSHTRRI
eine zentrale Aus -und Fortbildungsstätte für KPS. Seit 1999 werden die verschiedenen Lehrgänge - bisher
immerhin über 8.000 Polizisten - durch internationale Trainer aus verschiedenen Staaten ausgebildet.
Inzwischen wird das Institut durch einen lokalen Direktor geleitet und auch seit 2006 aus dem Kosovo Budget
finanziert. Die OSCE ist mit einem kleinen Stab an Mitarbeitern (12 und 2 sonstige) direkt vor Ort bzw. als
Unterstützung auch im Hauptquartier vertreten. Neben der Ausbildung besteht ein Hauptaugenmerk auf
Fortbildung. Immer wieder werden bei Kursen auch externe Experten eingeflogen, welche dann in ihrem
Spezialgebiet die Kenntnisse weitergeben. Nach der Ausbildung erfolgt die Aufteilung in die verschiedenen
Regionen des Kosovo. Von diesen waren bis auf die Region MITROVICA alle bereits von UNMIK Police an KPS
übergeben worden. UNMIK Police übte eine beobachtende Rolle aus, unterstützt und evaluierte die Arbeit von
KPS. Das KPS verfügte zum Stichtag (30.11.2007) über 7.160 Beamte (davon 716 Angehörige der serbischen
Ethnie und 403 Angehörige sonstiger Minderheiten) [Kosovo - Bericht 29.09.2008 von XXXX,
Verbindungsbeamter des BMI , Seiten 41-42].Zudem wird die Tätigkeit jeder Polizeidienststelle von der OSZE
(Security Issues Officer) überwacht. Täglich werden Polizeiberichte verfasst, welche auch der OSZE
übermittelt werden. Gegebenenfalls kann sich eine Person auch an die OSZE wenden, sollte ein KPS
Mitarbeiter seine Kompetenzen überschritten bzw. nicht erfüllt haben [XXXX: Gutachten zu Aktivitäten der
AKSh. 07.05.2007, Seite 11]. Es besteht also auch hier die Möglichkeit einer Beschwerde bzw. Anfrage um
Unterstützung im Anlassfall [Auskunft des Verbindungsbeamten römisch 40 , 26.05.2009, Zahl 132/09 an den
Asylgerichtshof]. Die OSCE leitete in VUSHTRRI eine zentrale Aus -und Fortbildungsstätte für KPS. Seit 1999
werden die verschiedenen Lehrgänge - bisher immerhin über 8.000 Polizisten - durch internationale Trainer
aus verschiedenen Staaten ausgebildet. Inzwischen wird das Institut durch einen lokalen Direktor geleitet und
auch seit 2006 aus dem Kosovo Budget finanziert. Die OSCE ist mit einem kleinen Stab an Mitarbeitern (12
und 2 sonstige) direkt vor Ort bzw. als Unterstützung auch im Hauptquartier vertreten. Neben der Ausbildung
besteht ein Hauptaugenmerk auf Fortbildung. Immer wieder werden bei Kursen auch externe Experten
eingeflogen, welche dann in ihrem Spezialgebiet die Kenntnisse weitergeben. Nach der Ausbildung erfolgt die



Aufteilung in die verschiedenen Regionen des Kosovo. Von diesen waren bis auf die Region MITROVICA alle
bereits von UNMIK Police an KPS übergeben worden. UNMIK Police übte eine beobachtende Rolle aus,
unterstützt und evaluierte die Arbeit von KPS. Das KPS verfügte zum Stichtag (30.11.2007) über 7.160
Beamte (davon 716 Angehörige der serbischen Ethnie und 403 Angehörige sonstiger Minderheiten) [Kosovo -
Bericht 29.09.2008 von römisch 40 , Verbindungsbeamter des BMI , Seiten 41-42].

Seit August 1999 war UNMIK Police im Kosovo präsent. Konkrete operative Aufgaben bestanden in der Region
Mitrovica (noch nicht an KPS übergeben), in der Abteilung für Organisierte Kriminalität, im Interpol - Büro, bei
Kriegsverbrechen und im Ordnungsdienst (Demonstrationen, etc). Sonderfälle waren die Einheiten für
Zeugenschutz, Transport von Häftlingen und Personenschutz. Sonst hatte UNMIK POLICE eine beobachtende
Funktion von KPS eingenommen. Nunmehr hat EULEX Police die Rolle von UNMIK Police übernommen. Der
Aufgabenbereich liegt in Überwachung und Beratung der lokalen Polizei, Justiz, Justizwache und des Zolls.
Operative Aufgaben im Polizeibereich sind: Finanzverbrechen, Kriegsverbrechen, Organisierte Kriminalität,
Wirtschaftsverbrechen, Terrorismus, Zeugenschutz, Personenschutz. Es besteht eine beratende und
überwachende Tätigkeit von EULEX Polizei bezüglich Kosovo Police auch im Falle, wenn Anzeigen nicht
entgegengenommen werden. [Auskunft des Verbindungsbeamten XXXX, 15.01.2009, Zahl 10/09 an den
Asylgerichtshof; Kosovo - Bericht 31.03.2010 von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI , Seite 39].Seit August
1999 war UNMIK Police im Kosovo präsent. Konkrete operative Aufgaben bestanden in der Region Mitrovica
(noch nicht an KPS übergeben), in der Abteilung für Organisierte Kriminalität, im Interpol - Büro, bei
Kriegsverbrechen und im Ordnungsdienst (Demonstrationen, etc). Sonderfälle waren die Einheiten für
Zeugenschutz, Transport von Häftlingen und Personenschutz. Sonst hatte UNMIK POLICE eine beobachtende
Funktion von KPS eingenommen. Nunmehr hat EULEX Police die Rolle von UNMIK Police übernommen. Der
Aufgabenbereich liegt in Überwachung und Beratung der lokalen Polizei, Justiz, Justizwache und des Zolls.
Operative Aufgaben im Polizeibereich sind: Finanzverbrechen, Kriegsverbrechen, Organisierte Kriminalität,
Wirtschaftsverbrechen, Terrorismus, Zeugenschutz, Personenschutz. Es besteht eine beratende und
überwachende Tätigkeit von EULEX Polizei bezüglich Kosovo Police auch im Falle, wenn Anzeigen nicht
entgegengenommen werden. [Auskunft des Verbindungsbeamten römisch 40 , 15.01.2009, Zahl 10/09 an
den Asylgerichtshof; Kosovo - Bericht 31.03.2010 von römisch 40 , Verbindungsbeamter des BMI , Seite 39].

Die KFOR hat eine Präsenz von ca. 16.000 Soldaten und gliedert sich in fünf Regionen, welche jeweils unter
verschiedener Führung stehen, das Hauptquartier ist in Prishtina. Das Vertrauen der Bevölkerung in KFOR ist
im Vergleich mit anderen internationalen Institutionen am höchsten. KFOR führt auch im CIMIC Sektor immer
wieder zahlreiche Projekte durch, mit welchen die Infrastruktur im Kosovo verbessert werden soll. [Kosovo -
Bericht 26.03.2009 von XXXX, Verbindungsbeamter des BMI, S. 33]Die KFOR hat eine Präsenz von ca. 16.000
Soldaten und gliedert sich in fünf Regionen, welche jeweils unter verschiedener Führung stehen, das
Hauptquartier ist in Prishtina. Das Vertrauen der Bevölkerung in KFOR ist im Vergleich mit anderen
internationalen Institutionen am höchsten. KFOR führt auch im CIMIC Sektor immer wieder zahlreiche
Projekte durch, mit welchen die Infrastruktur im Kosovo verbessert werden soll. [Kosovo - Bericht 26.03.2009
von römisch 40 , Verbindungsbeamter des BMI, S. 33]

2.2.4. Gewalt gegen Frauen

Misshandlungen und sexuelle Gewalt sind weit verbreitet, werden aber gesellschaftlich tabuisiert und von
den Betroffenen aus Angst vor Repressalien und fehlender sozialer Unterstützung durch Familie und
Gesellschaft nur selten zur Anzeige gebracht. Laut Bericht des auswärtigen Amtes bestehe kein effektiver
Schutz durch staatliche Stellen. Diese allgemeine Einschätzung wird im gleichen Bericht aber nachfolgend
relativiert, als im Zusammenhang mit der Verbesserung der rechtlichen Stellung der Frau, etwa durch die
UNMIK Regulation 2003/12 "On Protection against domestic violence" sowie das vorläufige Strafgesetzbuch
insbesondere auf Spezialeinheiten gegen Missbrauch und Misshandlungen verwiesen wird, die in jeder
größeren Polizeiwache sowie Anlaufstellen bei Gericht und bei Nichtregierungsorganisationen eingerichtet
(z.B. NORMA, einer Vereinigung von Anwältinnen, die kostenfreie Rechtshilfe für Frauen zur Verfügung stellt)
seien. Laut Menschenrechtsbericht des US Departement of State vom März 2010 gibt es keine Hinweise,
wonach die Polizei im Kosovo auf Vergewaltigungsvorwürfe bzw. Anschuldigung wegen häuslicher Gewalt
unangemessen reagieren würde. Mittlerweile werden Beamte und Beamtinnen der Kosovo Police ausgebildet,



im Rahmen ihrer Einsätze Fälle häuslicher Gewalt zu identifizieren und betroffene Frauen und Kinder zu
schützen, in dem sie ihre Zuführung in die sicheren Häuser veranlassen. Im Kosovo sind insgesamt sieben
Frauenhäuser für Frauen und Kinder errichtet worden, die Opfer von Gewalt und Menschenhandel waren.
Zwei befinden sich in Pristhinë und je eins in Gjilan, Prizren, Gjakovë, Pejë und Mitrovicë, die als sog. "sichere
Häuser" bezeichnet werden. Nach den Angaben von Leiterinnen dieser Einrichtungen werden die meisten der
Klientinnen auf diese Weise den Frauenhäusern zugeführt. In den Frauenhäusern, deren Standorte geheim
sind, finden Frauen und ihre Kinder als Opfer häuslich erlittener Gewalt Schutz, Unterstützung und Förderung
ihrer Interessen, unabhängig von ihrer jeweiligen politischen Gesinnung, religiösen Einstellung, Bildungsgrad,
Alter, sexuellen Orientierung oder Ethnie. Die Frauenhäuser werden als jeweils lokale und unabhängige NRO
geführt und verwalten sich selbst. Die Einrichtungen werden durch das Ministerium für Arbeit und soziale
Angelegenheiten, Kommunen sowie durch eine Anzahl nationaler und internationaler u.

a. deutscher Geber (Diakonisches Werk Trier, SOLWODI "Solidarity with Women in Distress" und "Soroptimist
International Club Leipzig") unterstützt. Betroffene werden u. a. durch besonders geschulte Beamtinnen der
Kosovo Police in die Einrichtungen vermittelt. Dort werden sie von ausgebildeten und aus eigener
Anschauung der Botschaft sehr engagierten Sozialarbeiterinnen, Psychologen und Ärzten kostenlos zunächst
über einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten betreut und versorgt und erhalten professionelle Hilfen zur
Lösung zugrunde liegender Konflikte. In Einzelfällen kann die Aufenthaltszeit unbegrenzt verlängert werden.
Auch nach Verlassen der Einrichtung findet bei Bedarf eine Nachsorge statt.

Die Abteilung für Familienschutz des Ministeriums für Arbeit und soziale Angelegenheiten stellt eine eigene
Einheit, die sich ausschließlich mit Problemfällen von häuslicher Gewalt auseinandersetzt. Das Ministerium
brachte zudem finanzielle Mittel für NGOs auf, die Opfern häuslicher Gewallt bzw. Opfern von Frauenhandel
Zuflucht gewähren und bietet diesbezüglich auch soziale Hilfeleistungen über Sozialhilfezentren an. Etliche
lokale und internationale NGOs richten ihre Aktivitäten auf die Unterstützung von betroffenen Frauen, werden
darin jedoch von der Tradition des Verschweigens von Fällen häuslicher Gewalt, Sexualmissbrauchsfällen und
Vergewaltigungen eingeschränkt. Laut der Abteilung zum Kampf gegen organisierte Kriminalität der Kosovo-
Polizei hat es im Zeitraum zwischen Januar und Mai 2010 18 Opfer gegeben, die in Frauenhäusern betreut
und wieder entlassen worden sind. Zwischen Jänner und November 2009 wurden der Polizei 856 Fälle von
häuslicher Gewalt gemeldet, wobei nur 16 Personen Zuflucht in entsprechenden Einrichtungen nahmen. Im
selben Zeitraum unterstützte das Zentrum zum Schutz von Frauen und Kindern 144 Opfer von häuslicher
Gewalt und drei Opfer von Frauenhandel. Die im Justizministerium eingerichtete Anwalts- und
Unterstützungsabteilung für Opfer häuslicher Gewalt war im Jahr 2009 in 636 Fällen tätig. Zwischen Jänner
und November 2010 wurden der Polizei 636 Fälle häuslicher Gewalt gemeldet, wobei 182 Opfern von
häuslicher und sexueller Gewalt sowie 6 Opfern von Menschenhandel vom Zentrum zum Schutz von Frauen
und Kindern in Pristhinë und Mitrovicë Unterstützung gewährt wurde. Die im Justizministerium eingerichtete
Anwalts- und Unterstützungsabteilung für Opfer häuslicher Gewalt war von Januar bis Juni 2010 in 313 Fällen
tätig. Verurteilungen wegen häuslicher Gewalt erfolgten dennoch selten, wobei die Urteile von richterlichen
Verweisen bis hin zu Gefängnisstrafen reichten.

Das Gesetz verbietet häusliche Gewalt, sieht Freiheitsstrafen von 6 Monaten bis zu 5 Jahren vor, behandelt
Fälle von häuslicher Gewalt aber erst bei körperlichen Misshandlungen als Strafdelikte und sieht sonst vorerst
Zivilrechtsverfahren vor. Erst die Nichtbefolgung zivilgerichtlicher Urteile führt zu einer strafrechtlichen
Verfolgung. Laut Auskunft eines speziell dazu eingerichteten Büros der Staatsanwaltschaft ist die niedrige
Verurteilungsrate auf die Loyalität innerhalb der Familie, Armut sowie den Rückstau von Gerichtsverfahren
zurückzuführen. Die traditionelle Haltung gegenüber Frauen in der Männer-dominierten kosovarischen
Gesellschaft trägt zudem erheblich zu der hohen Dunkelziffer von Fällen häuslicher Gewalt bzw. der Scheu,
diese zu melden, bei. Laut Auskunft der Koordinatorin eines Frauenhauses hätten jedoch im zweiten Quartal
des Jahres 2010 bereits 44 Opfer von Gewalt und Menschenhandel Strafanzeige erstattet. Das sei das
Dreifache im Vergleich zum gleichen Zeitraum im Vorjahr und Ausdruck eines erhöhten Bewusstseins der
Opfer, die Gewalt anzuprangern. [Auswärtiges Amt der BRD, Bericht über die asyl- und
abschiebungsrelevante Lage in der Republik Kosovo Stand Mai 2010, 20.06.2010, Seite17;
Anfragebeantwortung an das Schleswig-Holsteinische Verwaltungsgericht vom 23.09.2010; Deutsche Welle,"



Gewalt gegen Frauen im Kosovo besorgniserregend", 24.06.2010;U.S. State Departement, 2009 Country
Reports on Human Rights Practices, 11.03.2010; U.S. State Departement, 2010 Country Reports on Human
Rights Practices - Kosovo, 08.04.2011]

2.2.5. Grundversorgung

Die Grundversorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln ist gewährleistet. Die Bevölkerung Kosovos ist bis
auf wenige Ausnahmen (z.B. die sozial schwachen Bewohner der Enklaven) nicht mehr auf die
Lebensmittelversorgung durch internationale Hilfsorganisationen angewiesen. Staatliche Sozialleistungen
sind bei der jeweiligen Gemeindeverwaltung zu beantragen und werden für die Dauer von bis zu 6 Monaten
bewilligt. Bedürftige Personen erhalten Unterstützung in Form von Sozialhilfe nach dem Gesetz No. 2003/15.
Nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes ist ein neuer Antrag zu stellen. Das Vorliegen der
Anspruchsvoraussetzungen wird durch Mitarbeiter des Sozialministeriums (Ministry of Social Welfare)
überprüft. Jede Gemeinde verfügt über ein Zentrum für Sozialarbeit. Angehörige der Minderheiten werden
zusätzlich von den in jeder Gemeinde eingerichteten Büros für Minderheitenangelegenheiten betreut. Die
Sozialhilfe bewegt sich auf niedrigem Niveau. Seit Inkrafttreten des Gesetzes im Jahr 2003 gab es keine
Anpassungen. Sie beträgt für Einzelpersonen 40 Euro monatlich und für Familien (abhängig von der Zahl der
Personen) bis zu 80 Euro monatlich. Zusätzlich hierzu sind Empfänger von Sozialhilfeleistungen von den
Zuzahlungsbeträgen im öffentlichen Gesundheitssystem befreit. Ferner ist die Stromzufuhr für Familien, die
Sozialhilfeleistungen beziehen, bis zu 500 kW pro Monat kostenlos. Voraussetzung hierfür ist ein registrierter
Stromzähler. Im Dezember 2009 erhielten 35.654 Familien bzw. 152.508 Personen Sozialhilfe, bezogen auf
die Familien eine Steigerung um 3,8 Prozent im Vergleich zum Vorjahresmonat. [Auswärtiges Amt Berlin,
Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der Republik Kosovo vom 06. Jänner 2011, Stand:
Dezember 2010, Seite 26-27]

Die Kriterien für die Sozialhilfe sind entsprechend geregelt und auch im Verwaltungsweg durchsetzbar. In die
Kategorie I fallen alle Familienmitglieder als Abhängige (eingestuft als nicht arbeitsfähig oder für Arbeit nicht
verfügbar und tatsächlich nicht arbeitstätig), nämlich Personen über 18 Jahre mit dauernder oder schwerer
Behinderung und damit verbundener Arbeitsunfähigkeit; Personen mit 65 Jahren oder älter; Personen mit
Behinderung, mit 65 Jahren oder älter oder Kinder unter 5 Jahren, welche eine Vollaufsicht benötigen; Kinder
bis zu 14 Jahren; Personen zwischen dem 15. und 18. Lebensjahr (inklusive), welche eine höhere Schule
besuchen und Elternteile mit Kindern unter 15 Jahren. In die Kategorie II fallen für den Fall, dass zumindest
ein Familienmitglied arbeitsfähig und beim Arbeitsamt ("Entin e Punsimit") als "arbeitslos" gemeldet ist bzw.
und die restlichen Familienmitglieder als "Abhängige" (siehe Kategorie I) oder auch als arbeitslos gemeldet
sind, zumindest Kinder unter 5 Jahren oder Vollwaisenkinder unter 15 Jahren mit Vollaufsicht bei einem
Grundbesitz nicht über 50 Ar (1/2 Hektar). Es gibt die Möglichkeit einer Berufung, wenn Sozialhilfe nicht
gewährt wird. Zusätzlich wurde die Möglichkeit geschaffen, für Familien welche Sozialunterstützung erhalten
oder unter das Kriegsopfergesetz fallen Strom bis zu 500 kw/h pro Monat kostenlos zu beziehen
(Voraussetzung ist ein registrierter Stromzähler und ein Vertrag mit dem Energieversorgungsunternehmen
KEK). Die Sozialleistungen reichen alleine oft nicht zur Abdeckung der Grundbedürfnisse Der Zusammenhalt
der Familien besonders im ländlichen aber auch im städtischen Bereich sichert das wirtschaftliche Überleben,
verbunden mit Unterstützungszahlungen von Verwandten aus dem Ausland. Zusätzliche Einnahmequellen
bestehen in der Landwirtschaft bzw. durch die Erledigung von Gelegenheitsarbeiten vor allem in der
Baubranche. Unterstandslosigkeit ist im Kosovo im Gegensatz zu westlichen EU-Staaten äußerst selten
auftauchendes Problem. So ist die Zahl der tatsächlich unterstandslosen Personen in Pristina - immerhin
geschätzte 600.000 Einwohner verschwindend gering (geschätzte 20 Personen!), im ländlichen Bereich gar
nicht vorhanden. [Kosovo-Bericht 27. September 2009 des Verbindungsbeamten des BMI, Seite 12;
Auswärtiges Amt der BRD, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Kosovo,
Stand Dezember 2010, 06. Jänner 2011, Seite 27; XXXX: Gutachten vom 10. April 2009 zu GZ B12 233056-
0/2008/5Z, B12 244057-0/2008/5Z, B12 402256-1/2008/5Z, B12 402477-1/2008/5Z vom 10. April 2009;
Kosovo-Bericht 27. September 2009 des Verbindungsbeamten des BMI, Seite 13-15] Die Kriterien für die
Sozialhilfe sind entsprechend geregelt und auch im Verwaltungsweg durchsetzbar. In die Kategorie römisch
eins fallen alle Familienmitglieder als Abhängige (eingestuft als nicht arbeitsfähig oder für Arbeit nicht



verfügbar und tatsächlich nicht arbeitstätig), nämlich Personen über 18 Jahre mit dauernder oder schwerer
Behinderung und damit verbundener Arbeitsunfähigkeit; Personen mit 65 Jahren oder älter; Personen mit
Behinderung, mit 65 Jahren oder älter oder Kinder unter 5 Jahren, welche eine Vollaufsicht benötigen; Kinder
bis zu 14 Jahren; Personen zwischen dem 15. und 18. Lebensjahr (inklusive), welche eine höhere Schule
besuchen und Elternteile mit Kindern unter 15 Jahren. In die Kategorie römisch zwei fallen für den Fall, dass
zumindest ein Familienmitglied arbeitsfähig und beim Arbeitsamt ("Entin e Punsimit") als "arbeitslos"
gemeldet ist bzw. und die restlichen Familienmitglieder als "Abhängige" (siehe Kategorie römisch eins) oder
auch als arbeitslos gemeldet sind, zumindest Kinder unter 5 Jahren oder Vollwaisenkinder unter 15 Jahren mit
Vollaufsicht bei einem Grundbesitz nicht über 50 Ar (1/2 Hektar). Es gibt die Möglichkeit einer Berufung, wenn
Sozialhilfe nicht gewährt wird. Zusätzlich wurde die Möglichkeit geschaffen, für Familien welche
Sozialunterstützung erhalten oder unter das Kriegsopfergesetz fallen Strom bis zu 500 kw/h pro Monat
kostenlos zu beziehen (Voraussetzung ist ein registrierter Stromzähler und ein Vertrag mit dem
Energieversorgungsunternehmen KEK). Die Sozialleistungen reichen alleine oft nicht zur Abdeckung der
Grundbedürfnisse Der Zusammenhalt der Familien besonders im ländlichen aber auch im städtischen Bereich
sichert das wirtschaftliche Überleben, verbunden mit Unterstützungszahlungen von Verwandten aus dem
Ausland. Zusätzliche Einnahmequellen bestehen in der Landwirtschaft bzw. durch die Erledigung von
Gelegenheitsarbeiten vor allem in der Baubranche. Unterstandslosigkeit ist im Kosovo im Gegensatz zu
westlichen EU-Staaten äußerst selten auftauchendes Problem. So ist die Zahl der tatsächlich
unterstandslosen Personen in Pristina - immerhin geschätzte 600.000 Einwohner verschwindend gering
(geschätzte 20 Personen!), im ländlichen Bereich gar nicht vorhanden. [Kosovo-Bericht 27. September 2009
des Verbindungsbeamten des BMI, Seite 12; Auswärtiges Amt der BRD, Bericht über die asyl- und
abschiebungsrelevante Lage in der Republik Kosovo, Stand Dezember 2010, 06. Jänner 2011, Seite 27; XXXX:
Gutachten vom 10. April 2009 zu GZ B12 233056- 0/2008/5Z, B12 244057-0/2008/5Z, B12 402256-
1/2008/5Z, B12 402477-1/2008/5Z vom 10. April 2009; Kosovo-Bericht 27. September 2009 des
Verbindungsbeamten des BMI, Seite 13-15]

Selbst wenn keine eigene Unterkunft zur Verfügung steht, so funktioniert im Kosovo das "Auffangbecken"
Familie trotz aller widrigen, vor allem schweren wirtschaftlichen, Umstände nach wie vor. Soll heißen, dass
durch diese Familienbande kein derartiger Kosovare einem Leben auf der Straße ausgesetzt wäre. Es finden
sich allein schon aufgrund der im Kosovo vorherrschenden "zahlreichen" Verwandtschaftsverhältnisse immer
noch irgendwelche Möglichkeiten der Unterbringung und Unterstützung solcher Personen. Sollte die für einen
Asylwerber extreme Situation der "Nichtunterstützung" seitens seiner Familie auftreten, welche allerdings
sehr unwahrscheinlich ist, so finden sich im Kosovo nach wie vor einzelne internationale und nationale
humanitäre Organisationen ("Mutter Teresa", das "Rote Kreuz", die "Caritas"...), die humanitäre Hilfe
ermöglichen. Weiters sind zahlreiche NGOs im Kosovo tätig, die eine zusätzliche Möglichkeit darstellen, bei
auftretenden Problemen welcher Art auch immer entsprechende Unterstützung zu erhalten. Der Zugang zu
deren Büros oder eine direkte Kontaktaufnahme ist für alle Personen im Kosovo möglich. Im Allgemeinen ist
festzuhalten, dass ethnische Albaner im Kosovo nicht Gefahr laufen zu verhungern oder in ihrer Existenz
gefährdet zu sein. Die Solidarität in der Großfamilie in Zusammenspiel mit Schwarz- oder
Gelegenheitsarbeiten, möglicher Sozialhilfe und humanitärer Hilfe verhindern im Allgemeinen ein
vollkommenes Abgleiten kosovo-albanischer Familien. Es sind in den erörterten Berichten keine Fälle
dokumentiert, dass aufgrund der schwierigen wirtschaftlichen Lage Personen tatsächlich lebensgefährdend in
ihrer Existenz bedroht waren oder aktuell sind. [Auskunft des XXXX, 12.11.2007, Zahl 536/07 an das BAE;
XXXX:Selbst wenn keine eigene Unterkunft zur Verfügung steht, so funktioniert im Kosovo das
"Auffangbecken" Familie trotz aller widrigen, vor allem schweren wirtschaftlichen, Umstände nach wie vor.
Soll heißen, dass durch diese Familienbande kein derartiger Kosovare einem Leben auf der Straße ausgesetzt
wäre. Es finden sich allein schon aufgrund der im Kosovo vorherrschenden "zahlreichen"
Verwandtschaftsverhältnisse immer noch irgendwelche Möglichkeiten der Unterbringung und Unterstützung
solcher Personen. Sollte die für einen Asylwerber extreme Situation der "Nichtunterstützung" seitens seiner
Familie auftreten, welche allerdings sehr unwahrscheinlich ist, so finden sich im Kosovo nach wie vor einzelne
internationale und nationale humanitäre Organisationen ("Mutter Teresa", das "Rote Kreuz", die "Caritas"...),
die humanitäre Hilfe ermöglichen. Weiters sind zahlreiche NGOs im Kosovo tätig, die eine zusätzliche



Möglichkeit darstellen, bei auftretenden Problemen welcher Art auch immer entsprechende Unterstützung zu
erhalten. Der Zugang zu deren Büros oder eine direkte Kontaktaufnahme ist für alle Personen im Kosovo
möglich. Im Allgemeinen ist festzuhalten, dass ethnische Albaner im Kosovo nicht Gefahr laufen zu
verhungern oder in ihrer Existenz gefährdet zu sein. Die Solidarität in der Großfamilie in Zusammenspiel mit
Schwarz- oder Gelegenheitsarbeiten, möglicher Sozialhilfe und humanitärer Hilfe verhindern im Allgemeinen
ein vollkommenes Abgleiten kosovo-albanischer Familien. Es sind in den erörterten Berichten keine Fälle
dokumentiert, dass aufgrund der schwierigen wirtschaftlichen Lage Personen tatsächlich lebensgefährdend in
ihrer Existenz bedroht waren oder aktuell sind. [Auskunft des römisch 40 , 12.11.2007, Zahl 536/07 an das
BAE; XXXX:

Gutachten vom 10.04.2009 zu GZ B12 233056- 0/2008/5Z, B12 244057- 0/2008/5Z, B12 402256-1/2008/5Z,
B12 402477- 1/2008/5Z, Seiten 8-9 ]

Nicht festgestellt werden kann, dass Asylwerberinnen der albanischen Volksgruppe im Falle ihrer Rückkehr in
den Herkunftsstaat grundsätzlich asylrelevante Verfolgung droht, dass ihnen jedwede Lebensgrundlage fehlt
und dass in ihre gemäß Art. 2 und 3 EMRK gewährleisteten Rechte eingegriffen wird.Nicht festgestellt werden
kann, dass Asylwerberinnen der albanischen Volksgruppe im Falle ihrer Rückkehr in den Herkunftsstaat
grundsätzlich asylrelevante Verfolgung droht, dass ihnen jedwede Lebensgrundlage fehlt und dass in ihre
gemäß Artikel 2 und 3 EMRK gewährleisteten Rechte eingegriffen wird.

3. Beweiswürdigung:

3.1. Die Feststellungen zur Identität und Herkunft der Beschwerdeführerin stützen sich auf die diesbezüglich
glaubwürdigen Angaben im Asylverfahren sowie vorgelegte Personaldokumente.

3.2. Vorauszuschicken ist, dass die oben in den Grundzügen wiedergegebene Beweiswürdigung des
Bundesasylamts im Ergebnis zutreffend ist.

Hinsichtlich der von der Beschwerdeführerin geltend gemachten Furcht vor Übergriffen ihrer Brüder bzw.
ihrer Familie ist anzumerken, dass sie diese in der Erstbefragung am 12.12.2008 noch als alleinige
Rückkehrbefürchtung geltend machte (vgl. As 25). In der Einvernahme vom 15.12.2008 wurde dieses
Bedrohungsszenario nur noch als spekulative Möglichkeit angeschnitten, wobei die Beschwerdeführerin
vorrangig ihre Furcht vor einer Verstoßung durch die Familie darlegte (vgl. As 39). In der Einvernahme vom
24.06.2009 sowie zuletzt in der Stellungnahme vom 19.12.2011 wurde eine solche Bedrohung nicht mehr
thematisiert. Somit kann aber keine erhebliche Wahrscheinlichkeit erkannt werden, wonach die
Beschwerdeführerin bei einer Rückkehr einen Übergriff durch Familienangehörige ausgesetzt
wäre.Hinsichtlich der von der Beschwerdeführerin geltend gemachten Furcht vor Übergriffen ihrer Brüder
bzw. ihrer Familie ist anzumerken, dass sie diese in der Erstbefragung am 12.12.2008 noch als alleinige
Rückkehrbefürchtung geltend machte vergleiche As 25). In der Einvernahme vom 15.12.2008 wurde dieses
Bedrohungsszenario nur noch als spekulative Möglichkeit angeschnitten, wobei die Beschwerdeführerin
vorrangig ihre Furcht vor einer Verstoßung durch die Familie darlegte vergleiche As 39). In der Einvernahme
vom 24.06.2009 sowie zuletzt in der Stellungnahme vom 19.12.2011 wurde eine solche Bedrohung nicht
mehr thematisiert. Somit kann aber keine erhebliche Wahrscheinlichkeit erkannt werden, wonach die
Beschwerdeführerin bei einer Rückkehr einen Übergriff durch Familienangehörige ausgesetzt wäre.

Unabhängig davon geht aber aus den getroffenen Feststellungen zur Situation im Kosovo im Ergebnis hervor,
dass die dortigen nationalen und internationalen Sicherheitskräfte grundsätzlich weder schutzunwillig sind,
noch, dass sie nicht in der Lage wären, Frauen in Zusammenhang mit häuslicher Gewalt angemessenen
Schutz zu bieten (vgl. dazu VwGH vom 13.11.2008, Zl. 2006/01/0191-9). Die Beschwerdeführerin konnte auch
keine anderslautenden Berichte, die dieser Einschätzung widersprechen würden, vorlegen bzw. auf solche
verweisen.Unabhängig davon geht aber aus den getroffenen Feststellungen zur Situation im Kosovo im
Ergebnis hervor, dass die dortigen nationalen und internationalen Sicherheitskräfte grundsätzlich weder
schutzunwillig sind, noch, dass sie nicht in der Lage wären, Frauen in Zusammenhang mit häuslicher Gewalt
angemessenen Schutz zu bieten vergleiche dazu VwGH vom 13.11.2008, Zl. 2006/01/0191-9). Die
Beschwerdeführerin konnte auch keine anderslautenden Berichte, die dieser Einschätzung widersprechen
würden, vorlegen bzw. auf solche verweisen.

https://www.jusline.at/entscheidung/24371
https://www.jusline.at/entscheidung/24371


Was nunmehr die Grundversorgung der Beschwerdeführerin und ihrer beiden zweijährigen Töchter betrifft, ist
festzustellen, dass ihnen

-Strichaufzählung
selbst im Fall einer Verstoßung durch die Familienangehörigen der Beschwerdeführerin - realistischer
Weise immer noch die Unterstützung durch die Familie des Lebensgefährten, der gleichzeitig Vater der
Kinder ist, zukommen würde. Die in der Stellungnahme vom 19.12.2011 behauptete Beschränkung der
sozialen Aufnahmefähigkeit der Eltern des Lebensgefährten erscheint hingegen deutlich übersteigert. So
wird in der Stellungnahme offenbar verschwiegen, dass die Eltern des Lebensgefährten der
Beschwerdeführerin im Herkunftsland über eine kleine Landwirtschaft verfügen und staatliche
Unterstützung erhalten. Dies brachte der Lebensgefährten der Beschwerdeführerin zumindest in seinem
eigenen Asylverfahren (vgl. Protokoll der Berufungsverhandlung beim Unabhängigen Bundesasylsenat
am 12.06.2007 zu 232.888/3/25Z-XX/25/03, Seite 5) vor. Auch war nach seiner damaligen Darstellung
nur einer seiner beiden noch im Herkunftsland lebenden Brüder Kriegsinvalide, wobei die
gesundheitlichen Probleme psychischer Natur gewesen wären. Wie sich aus den Länderfeststellungen
weiter ergibt, hätte die Beschwerdeführerin als alleinerziehende Mutter aber auch zusätzlich Anspruch
auf staatliche Hilfsleistungen. In der Heimatgemeinde der Beschwerdeführerin befindet sich zudem auch
ein Frauenhaus. Weiters ist davon auszugehen, dass die Beschwerdeführerin und ihre beiden Kinder -
sollten sie tatsächlich einer existentiellen Notlage ausgesetzt seinselbst im Fall einer Verstoßung durch
die Familienangehörigen der Beschwerdeführerin - realistischer Weise immer noch die Unterstützung
durch die Familie des Lebensgefährten, der gleichzeitig Vater der Kinder ist, zukommen würde. Die in
der Stellungnahme vom 19.12.2011 behauptete Beschränkung der sozialen Aufnahmefähigkeit der
Eltern des Lebensgefährten erscheint hingegen deutlich übersteigert. So wird in der Stellungnahme
offenbar verschwiegen, dass die Eltern des Lebensgefährten der Beschwerdeführerin im Herkunftsland
über eine kleine Landwirtschaft verfügen und staatliche Unterstützung erhalten. Dies brachte der
Lebensgefährten der Beschwerdeführerin zumindest in seinem eigenen Asylverfahren vergleiche
Protokoll der Berufungsverhandlung beim Unabhängigen Bundesasylsenat am 12.06.2007 zu
232.888/3/25Z-XX/25/03, Seite 5) vor. Auch war nach seiner damaligen Darstellung nur einer seiner
beiden noch im Herkunftsland lebenden Brüder Kriegsinvalide, wobei die gesundheitlichen Probleme
psychischer Natur gewesen wären. Wie sich aus den Länderfeststellungen weiter ergibt, hätte die
Beschwerdeführerin als alleinerziehende Mutter aber auch zusätzlich Anspruch auf staatliche
Hilfsleistungen. In der Heimatgemeinde der Beschwerdeführerin befindet sich zudem auch ein
Frauenhaus. Weiters ist davon auszugehen, dass die Beschwerdeführerin und ihre beiden Kinder - sollten
sie tatsächlich einer existentiellen Notlage ausgesetzt sein
-Strichaufzählung
realistischer Weise auch auf finanzielle Hilfe von ihrem Lebensgefährten bzw. dessen in Österreich
niedergelassenen Onkel (vgl. Protokoll der Berufungsverhandlung beim Unabhängigen Bundesasylsenat
am 12.06.2007 zu 232.888/3/25Z-XX/25/03, Seite 4) vertrauen könnten.realistischer Weise auch auf
finanzielle Hilfe von ihrem Lebensgefährten bzw. dessen in Österreich niedergelassenen Onkel
vergleiche Protokoll der Berufungsverhandlung beim Unabhängigen Bundesasylsenat am 12.06.2007 zu
232.888/3/25Z-XX/25/03, Seite 4) vertrauen könnten.

Unter Zugrundelegung der persönlichen Verhältnisse der Beschwerdeführerin sowie ihres Lebensgefährten in
Verbindung mit den getroffenen Länderfeststellungen kann somit keine hinreichende Wahrscheinlichkeit
erkannt werden, wonach sie im Herkunftsland schutzlos einer für die Gewährung von Asyl- bzw. subsidiären
Schutz relevanten Gefährdung ausgesetzt wären.

3.3. Die getroffenen Feststellungen zum Herkunftsstaat stützen sich auf die der gegenständlichen
Entscheidung zu Grunde gelegten und im Schreiben vom 28.11.2011 dargetanen Länderdokumente.

Da die Berichte auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhängiger Quellen beruhen und dennoch
ein in den Kernaussagen übereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widersprüche darbieten, besteht
kein Grund, an der Richtigkeit der Situationsdarstellungen zu zweifeln. Hinzu kommt, dass den Auskünften in



der Regel Recherchen von vor Ort tätigen Personen oder Organisationen zu Grunde liegen, welche wohl auf
Grund der Ortsanwesenheit am besten zur Einschätzung der Lage fähig sind. Auch seitens der Parteien
wurden hinsichtlich der herangezogenen Quellen keine Einwände erhoben.

3.4. Die Aufnahme weiterer Beweise war wegen Entscheidungsreife nicht mehr erforderlich.

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:römisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

1. Mit 01.01.2006 ist das Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl (AsylG 2005, BGBL. I Nr. 100 i.d.g.F.
BGBl. I Nr. 38/2011) in Kraft getreten und ist auf alle ab diesem Zeitpunkt gestellten Anträge auf
internationalen Schutz unter Beachtung der Bestimmungen der §§ 73 und 75 AsylG 2005 i.d.g.F.
anzuwenden.1. Mit 01.01.2006 ist das Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl (AsylG 2005, BGBL.
römisch eins Nr. 100 i.d.g.F. Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011,) in Kraft getreten und ist auf alle
ab diesem Zeitpunkt gestellten Anträge auf internationalen Schutz unter Beachtung der Bestimmungen der
Paragraphen 73 und 75 AsylG 2005 i.d.g.F. anzuwenden.

Gemäß § 61 Abs. 1 Asylgesetz entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Abs. 3
vorgesehen ist, durch Einzelrichter (1.) über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und (2.)
Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes.Gemäß Paragraph 61, Absatz
eins, Asylgesetz entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist,
durch Einzelrichter (1.) über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und (2.) Beschwerden
wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes.

Soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100 nicht anderes ergibt, sind gemäß § 23
Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Soweit sich aus dem
Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, Bundesgesetzblatt römisch eins Nr. 100 nicht anderes ergibt, sind gemäß
Paragraph 23, Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der Maßgabe
sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat der Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht als unzulässig oder verspätet
zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch
hinsichtlich der Begründung seine Anschauung an die Stelle jener des Bundesasylamts zu setzen und den
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern.Gemäß Paragraph 66, Absatz 4, AVG hat der
Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der
Sache selbst zu entscheiden. Er ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begründung seine
Anschauung an die Stelle jener des Bundesasylamts zu setzen und den angefochtenen Bescheid nach jeder
Richtung abzuändern.

2.1. Zur Entscheidung über die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (§ 3 Abs. 1 AsylG 2005
i.d.g.F.):2.1. Zur Entscheidung über die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Paragraph 3, Absatz
eins, AsylG 2005 i.d.g.F.):

2.1.1. Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit eines anderen Staates
zurückzuweisen ist, den Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention droht. 2.1.1.
Gemäß Paragraph 3, Absatz eins, AsylG ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf
internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit
eines anderen Staates zurückzuweisen ist, den Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft
ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer
Flüchtlingskonvention droht.

Nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der
Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974, ist Flüchtling, wer sich aus
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wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet
und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu
bedienen oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen
Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land
zurückzukehren.Nach Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Konvention über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge, Bundesgesetzblatt Nr. 55 aus 1955,, in der Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge, Bundesgesetzblatt Nr. 78 aus 1974,, ist Flüchtling, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, aus
Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder
im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen oder wer
staatenlos ist, sich infolge obiger Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet
und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren.

Gemäß § 3 Abs. 2 AsylG kann die Verfolgung auch auf Ereignissen beruhen, die eingetreten sind, nachdem
der Fremde seinen Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgründe) oder auf Aktivitäten des
Fremden beruhen, die dieser seit Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, die insbesondere Ausdruck und
Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung sind (subjektive Nachfluchtgründe).
Einem Fremden, der einen Folgeantrag (§ 2 Z 23) stellt, wird in der Regel nicht der Status des
Asylberechtigten zuerkannt, wenn die Verfolgungsgefahr auf Umständen beruht, die der Fremde nach
Verlassen seines Herkunftsstaates selbst geschaffen hat, es sei denn, es handelt sich um in Österreich
erlaubte Aktivitäten, die nachweislich Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden
Überzeugung sind.Gemäß Paragraph 3, Absatz 2, AsylG kann die Verfolgung auch auf Ereignissen beruhen,
die eingetreten sind, nachdem der Fremde seinen Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgründe)
oder auf Aktivitäten des Fremden beruhen, die dieser seit Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, die
insbesondere Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung sind
(subjektive Nachfluchtgründe). Einem Fremden, der einen Folgeantrag (Paragraph 2, Ziffer 23,) stellt, wird in
der Regel nicht der Status des Asylberechtigten zuerkannt, wenn die Verfolgungsgefahr auf Umständen
beruht, die der Fremde nach Verlassen seines Herkunftsstaates selbst geschaffen hat, es sei denn, es handelt
sich um in Österreich erlaubte Aktivitäten, die nachweislich Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im
Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung sind.

Im Hinblick auf die Neufassung des § 3 AsylG 2005 im Vergleich zu § 7 AsylG 1997 als der die Asylgewährung
regelnden Bestimmung wird festgehalten, dass die bisherige höchstgerichtliche Judikatur zu den Kriterien für
die Asylgewährung in Anbetracht der identen Festlegung, dass als Maßstab die Feststellung einer Verfolgung
iSd Art. 1 Abschnitt A Z. 2 GFK gilt, nunmehr grundsätzlich auch auf § 3 Abs. 1 AsylG 2005 anzuwenden ist.Im
Hinblick auf die Neufassung des Paragraph 3, AsylG 2005 im Vergleich zu Paragraph 7, AsylG 1997 als der die
Asylgewährung regelnden Bestimmung wird festgehalten, dass die bisherige höchstgerichtliche Judikatur zu
den Kriterien für die Asylgewährung in Anbetracht der identen Festlegung, dass als Maßstab die Feststellung
einer Verfolgung iSd Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK gilt, nunmehr grundsätzlich auch auf Paragraph 3,
Absatz eins, AsylG 2005 anzuwenden ist.

Zentrales Element des Flüchtlingsbegriffes ist die "begründete Furcht vor Verfolgung". Die begründete Furcht
vor Verfolgung liegt dann vor, wenn objektiver Weise eine Person in der individuellen Situation des
Asylwerbers Grund hat, eine Verfolgung zu fürchten. Verlangt wird eine "Verfolgungsgefahr", wobei unter
Verfolgung ein Eingriff von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende Sphäre des Einzelnen zu
verstehen ist, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des
Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Die Verfolgungsgefahr
muss ihre Ursache in den in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründen haben und muss ihrerseits
Ursache dafür sein, dass sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres
vorigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten
gewöhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein. Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern
bezeichnet eine Verantwortlichkeit in Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr. Die Verfolgungsgefahr
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muss aktuell sein, was bedeutet, dass sie zum Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen muss. Weiters
muss sie sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehen. Bereits gesetzte vergangene Verfolgungshandlungen
stellen im Beweisverfahren ein wesentliches Indiz für eine bestehende Verfolgungsgefahr dar, wobei hiefür
dem Wesen nach eine Prognose zu erstellen ist. Anträge auf internationalen Schutz sind gemäß § 3 Abs. 3
AsylG bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn den Fremden eine
innerstaatliche Fluchtalternative (§11 AsylG) offen steht (Z.1) oder der Fremde einen Asylausschlussgrund (§
6 AsylG) gesetzt hat (Z. 2).Zentrales Element des Flüchtlingsbegriffes ist die "begründete Furcht vor
Verfolgung". Die begründete Furcht vor Verfolgung liegt dann vor, wenn objektiver Weise eine Person in der
individuellen Situation des Asylwerbers Grund hat, eine Verfolgung zu fürchten. Verlangt wird eine
"Verfolgungsgefahr", wobei unter Verfolgung ein Eingriff von erheblicher Intensität in die vom Staat zu
schützende Sphäre des Einzelnen zu verstehen ist, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der
Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes
zu begründen. Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Flüchtlingskonvention
genannten Gründen haben und muss ihrerseits Ursache dafür sein, dass sich die betreffende Person
außerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr
muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein.
Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern bezeichnet eine Verantwortlichkeit in Bezug
auf die bestehende Verfolgungsgefahr. Die Verfolgungsgefahr muss aktuell sein, was bedeutet, dass sie zum
Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen muss. Weiters muss sie sich auf das gesamte Staatsgebiet
beziehen. Bereits gesetzte vergangene Verfolgungshandlungen stellen im Beweisverfahren ein wesentliches
Indiz für eine bestehende Verfolgungsgefahr dar, wobei hiefür dem Wesen nach eine Prognose zu erstellen
ist. Anträge auf internationalen Schutz sind gemäß Paragraph 3, Absatz 3, AsylG bezüglich der Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn den Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§11
AsylG) offen steht (Ziffer eins,) oder der Fremde einen Asylausschlussgrund (Paragraph 6, AsylG) gesetzt hat
(Ziffer 2,).

Gemäß § 11 Abs. 1 AsylG ist der Antrag auf internationalen Schutz auch dann abzuweisen, wenn Asylwerbern
in einem Teil ihres Herkunftsstaates vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen
wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewährleistet werden, und ihnen der Aufenthalt in
diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet werden kann (Innerstaatliche Fluchtalternative). Schutz ist
gewährleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates keine wohlbegründete Furcht nach Art. 1
Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention vorliegen kann und die Voraussetzungen zur Zuerkennung des
Status des subsidiär Schutzberechtigten (§ 8 Abs. 1) in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht
gegeben sind. Gemäß § 11 Abs. 2 AsylG ist bei der Prüfung, ob eine innerstaatliche Fluchtalternative gegeben
ist, auf die allgemeinen Gegebenheiten des Herkunftsstaates und auf die persönlichen Umstände der
Asylwerber zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag abzustellen.Gemäß Paragraph 11, Absatz eins,
AsylG ist der Antrag auf internationalen Schutz auch dann abzuweisen, wenn Asylwerbern in einem Teil ihres
Herkunftsstaates vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil
des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewährleistet werden, und ihnen der Aufenthalt in diesem Teil des
Staatsgebietes zugemutet werden kann (Innerstaatliche Fluchtalternative). Schutz ist gewährleistet, wenn in
Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates keine wohlbegründete Furcht nach Artikel eins, Abschnitt A Ziffer
2, Genfer Flüchtlingskonvention vorliegen kann und die Voraussetzungen zur Zuerkennung des Status des
subsidiär Schutzberechtigten (Paragraph 8, Absatz eins,) in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht
gegeben sind. Gemäß Paragraph 11, Absatz 2, AsylG ist bei der Prüfung, ob eine innerstaatliche
Fluchtalternative gegeben ist, auf die allgemeinen Gegebenheiten des Herkunftsstaates und auf die
persönlichen Umstände der Asylwerber zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag abzustellen.

2.1.2. Wie das Bundesasylamt im bekämpften Bescheid zutreffend festgestellt hat und in den Feststellungen
und der Beweiswürdigung ausgeführt ist, ist es der Beschwerdeführerin jedoch während des gesamten
Verfahrens nicht gelungen, darzutun, dass ihr in ihrem Herkunftsland Verfolgung im Sinne der Genfer
Flüchtlingskonvention droht.
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2.2. Zur Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten (§ 8 Abs. 1 Z 1
AsylG 2005 i.d.g.F.):2.2. Zur Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten
(Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 i.d.g.F.):

2.2.1. Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten einem Fremden
zuzuerkennen,2.2.1. Gemäß Paragraph 8, Absatz eins, AsylG ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten
einem Fremden zuzuerkennen,

1. der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder

2. dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist,

wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine
reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur
Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes
mit sich bringen würde.wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen
Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr.
6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des
Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde.

Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG ist die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär
Schutzberechtigten nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der Aberkennung des
Status des Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden.Gemäß Paragraph 8, Absatz 2, AsylG ist die Entscheidung
über die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten nach Absatz eins, mit der abweisenden
Entscheidung nach Paragraph 3, oder der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach Paragraph 7, zu
verbinden.

Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG sind Anträge auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des
subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§11 AsylG) offen
steht.Gemäß Paragraph 8, Absatz 3, AsylG sind Anträge auf internationalen Schutz bezüglich der
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche
Fluchtalternative (§11 AsylG) offen steht.

Im Vergleich zu § 8 Abs. 1 AsylG 1997, der auf § 57 FrG verwies, bezieht sicht § 8 Abs. 1 AsylG 2005 nunmehr
direkt auf die EMRK. Die Verbote des § 57 Abs. 1 FrG (nunmehr § 50 FPG 2005) orientierten sich aber
gleichfalls an Art 3 EMRK (Vgl. auch VwGH vom 21.09.2000, 98/20/0557) und erweitern ihn um die
Todesstrafe, die per se noch keine unmenschliche oder erniedrigende Strafe i.S.d. EMRK darstellt. Angesichts
des somit im Wesentlichen identen Regelungsinhalts des bis 31.12.2005 in Kraft stehenden § 8 Abs. 1 AsylG
1997 im Verhältnis zum nunmehr in Geltung stehenden § 8 Abs. 1 AsylG 2005 - abgesehen vom im letzten
Halbsatz des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 nunmehr enthaltenen zusätzlichen Verweis auf eine eventuelle ernsthafte
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen
oder innerstaatlichen Konfliktes als weitere mögliche Bedingung für eine Gewährung subsidiären Schutzes -
lässt sich die bisherige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zum § 8 AsylG 1997 i.V.m § 57 Abs. 1
auch auf die neue Rechtslage anwenden.Im Vergleich zu Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997, der auf
Paragraph 57, FrG verwies, bezieht sicht Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 nunmehr direkt auf die EMRK.
Die Verbote des Paragraph 57, Absatz eins, FrG (nunmehr Paragraph 50, FPG 2005) orientierten sich aber
gleichfalls an Artikel 3, EMRK (Vgl. auch VwGH vom 21.09.2000, 98/20/0557) und erweitern ihn um die
Todesstrafe, die per se noch keine unmenschliche oder erniedrigende Strafe i.S.d. EMRK darstellt. Angesichts
des somit im Wesentlichen identen Regelungsinhalts des bis 31.12.2005 in Kraft stehenden Paragraph 8,
Absatz eins, AsylG 1997 im Verhältnis zum nunmehr in Geltung stehenden Paragraph 8, Absatz eins, AsylG
2005 - abgesehen vom im letzten Halbsatz des Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 nunmehr enthaltenen
zusätzlichen Verweis auf eine eventuelle ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes als weitere mögliche
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Bedingung für eine Gewährung subsidiären Schutzes - lässt sich die bisherige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zum Paragraph 8, AsylG 1997 in Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, auch
auf die neue Rechtslage anwenden.

Gemäß Art. 2 EMRK wird das Recht jedes Menschen auf Leben gesetzlich geschützt. Abgesehen von der
Vollstreckung eines Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe
bedrohten Verbrechens ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tötung nicht vorgenommen
werden. Letzteres wurde wiederum durch das Protokoll Nr. 6 beziehungsweise Nr. 13 zur Abschaffung der
Todesstrafe hinfällig. Gemäß Art. 3 EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender
Strafe oder Behandlung unterworfen werden.Gemäß Artikel 2, EMRK wird das Recht jedes Menschen auf
Leben gesetzlich geschützt. Abgesehen von der Vollstreckung eines Todesurteils, das von einem Gericht im
Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens ausgesprochen worden ist, darf eine
absichtliche Tötung nicht vorgenommen werden. Letzteres wurde wiederum durch das Protokoll Nr. 6
beziehungsweise Nr. 13 zur Abschaffung der Todesstrafe hinfällig. Gemäß Artikel 3, EMRK darf niemand der
Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden.

Der Fremde hat das Bestehen einer aktuellen, also im Fall seiner Abschiebung in den von seinem Antrag
erfassten Staat dort gegebenen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder infolge nicht
ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abwendbaren und in den Schutzbereich des Art. 2
EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention fallenden Bedrohung glaubhaft zu
machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender,
durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (vgl. VwGH vom 02.08.2000,
98/21/0461, zu § 57 FrG 1997; auch VwGH vom 25.01.2001, 2001/20/0011).Der Fremde hat das Bestehen
einer aktuellen, also im Fall seiner Abschiebung in den von seinem Antrag erfassten Staat dort gegebenen,
durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder infolge nicht ausreichenden Funktionierens der
Staatsgewalt nicht abwendbaren und in den Schutzbereich des Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der
Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention fallenden Bedrohung glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle
Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender, durch entsprechende
Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist vergleiche VwGH vom 02.08.2000, 98/21/0461, zu
Paragraph 57, FrG 1997; auch VwGH vom 25.01.2001, 2001/20/0011).

Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegründete Gefahr ("a sufficiently
real risk") möglicher Konsequenzen für den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. etwa VwGH vom
19.02.2004, 99/20/0573). Es müssen stichhaltige Gründe für die Annahme sprechen, dass eine Person einem
realen Risiko einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt wäre und es müssen konkrete Anhaltspunkte
dafür vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde. Die bloße
Möglichkeit eines realen Risikos oder Vermutungen, dass der Betroffene ein solches Schicksal erleiden
könnte, reichen nicht aus. Gemäß der Judikatur des VwGH erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines
tatsächlichen Risikos eine ganzheitliche Bewertung der Gefahr an dem für die Zulässigkeit
aufenthaltsbeendender Maßnahmen unter dem Gesichtspunkt des Art. 3 EMRK auch sonst gültigen Maßstab
des "real risk", wobei sich die Gefahrenprognose auf die persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur
allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat (vgl. VwGH vom 31.03.2005, 2002/20/0582;
VwGH vom 31.05.2005, 2005/20/0095).Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht nur auf
Spekulationen gegründete Gefahr ("a sufficiently real risk") möglicher Konsequenzen für den Betroffenen im
Zielstaat zu verstehen vergleiche etwa VwGH vom 19.02.2004, 99/20/0573). Es müssen stichhaltige Gründe
für die Annahme sprechen, dass eine Person einem realen Risiko einer unmenschlichen Behandlung
ausgesetzt wäre und es müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade die betroffene Person
einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde. Die bloße Möglichkeit eines realen Risikos oder Vermutungen,
dass der Betroffene ein solches Schicksal erleiden könnte, reichen nicht aus. Gemäß der Judikatur des VwGH
erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines tatsächlichen Risikos eine ganzheitliche Bewertung der Gefahr
an dem für die Zulässigkeit aufenthaltsbeendender Maßnahmen unter dem Gesichtspunkt des Artikel 3, EMRK
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auch sonst gültigen Maßstab des "real risk", wobei sich die Gefahrenprognose auf die persönliche Situation
des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat vergleiche
VwGH vom 31.03.2005, 2002/20/0582; VwGH vom 31.05.2005, 2005/20/0095).

2.2.2. Im gesamten Asylverfahren finden sich keine Anhaltspunkte dafür, dass die Beschwerdeführerin bei
einer Rückkehr in ihren Herkunftsstaat mit der in diesem Zusammenhang maßgeblichen Wahrscheinlichkeit
einer Gefährdungssituation im Sinne des § 8 Abs. 1 AsylG ausgesetzt sein würde. Dass jedem Abgeschobenen
im vorliegenden Herkunftsstaat Gefahr für Leib und Leben in einem Maße drohen, dass die Abschiebung im
Lichte des Art. 3 EMRK unzulässig wäre, kann nicht festgestellt werden. Nicht festgestellt werden kann
weiters, dass es Abgeschobenen im vorliegenden Herkunftsstaat an der notdürftigsten Lebensgrundlage
fehlen würde.2.2.2. Im gesamten Asylverfahren finden sich keine Anhaltspunkte dafür, dass die
Beschwerdeführerin bei einer Rückkehr in ihren Herkunftsstaat mit der in diesem Zusammenhang
maßgeblichen Wahrscheinlichkeit einer Gefährdungssituation im Sinne des Paragraph 8, Absatz eins, AsylG
ausgesetzt sein würde. Dass jedem Abgeschobenen im vorliegenden Herkunftsstaat Gefahr für Leib und
Leben in einem Maße drohen, dass die Abschiebung im Lichte des Artikel 3, EMRK unzulässig wäre, kann
nicht festgestellt werden. Nicht festgestellt werden kann weiters, dass es Abgeschobenen im vorliegenden
Herkunftsstaat an der notdürftigsten Lebensgrundlage fehlen würde.

Weder aus den Angaben der Beschwerdeführerin zu den Gründen, die für die Ausreise maßgeblich gewesen
sein sollen, noch aus den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens ist im konkreten Fall ersichtlich, dass jene
gemäß der Judikatur des EGMR geforderte Exzeptionalität der Umstände vorliegen würde, um die
Außerlandesschaffung eines Fremden im Hinblick auf außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegende
Gegebenheiten im Zielstaat im Widerspruch zu Art. 3 EMRK erscheinen zu lassen (VwGH vom 21.08.2001,
2000/01/0443). Im zitierten Erkenntnis des VwGH vom 21.08.2001 wird die maßgelbliche Judikatur des EGMR
dargestellt. Vor dem Hintergrund dieser Judikatur kommt es unter dem hier interessierenden Aspekt darauf
an, ob die Abschiebung die betreffende Person in eine "unmenschliche Lage" versetzen würde. Solche
Umstände sind im Asylverfahren nicht hervorgekommen.Weder aus den Angaben der Beschwerdeführerin zu
den Gründen, die für die Ausreise maßgeblich gewesen sein sollen, noch aus den Ergebnissen des
Ermittlungsverfahrens ist im konkreten Fall ersichtlich, dass jene gemäß der Judikatur des EGMR geforderte
Exzeptionalität der Umstände vorliegen würde, um die Außerlandesschaffung eines Fremden im Hinblick auf
außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegende Gegebenheiten im Zielstaat im Widerspruch zu Artikel 3,
EMRK erscheinen zu lassen (VwGH vom 21.08.2001, 2000/01/0443). Im zitierten Erkenntnis des VwGH vom
21.08.2001 wird die maßgelbliche Judikatur des EGMR dargestellt. Vor dem Hintergrund dieser Judikatur
kommt es unter dem hier interessierenden Aspekt darauf an, ob die Abschiebung die betreffende Person in
eine "unmenschliche Lage" versetzen würde. Solche Umstände sind im Asylverfahren nicht hervorgekommen.

Vor dem Hintergrund der getroffenen Feststellungen zu den Verhältnissen in der Republik Kosovo kann auch
nicht angenommen werden, dass die 22-jährige Beschwerdeführerin, die arbeitsfähig ist, keine
schwerwiegenden Krankheiten geltend machte und dort über ein entsprechendes soziales Netz verfügt, bei
einer Rückführung in ihren Herkunftsstaat in Ansehung existentieller Grundbedürfnisse (etwa Nahrung,
Unterkunft) mit ihren beiden minderjährigen Kindern einer lebensbedrohenden Situation ausgesetzt wäre.
Abschließend ist festzuhalten, dass sich allein aus schlechten Lebensbedingungen keine Gefährdung oder
Bedrohung im Sinne des Art. 3 EMRK ergibt, solange die notdürftigsten Lebensgrundlagen sichergestellt sind
(vgl. dazu VwGH vom 30.01.2001, 2000/01/0162).Vor dem Hintergrund der getroffenen Feststellungen zu den
Verhältnissen in der Republik Kosovo kann auch nicht angenommen werden, dass die 22-jährige
Beschwerdeführerin, die arbeitsfähig ist, keine schwerwiegenden Krankheiten geltend machte und dort über
ein entsprechendes soziales Netz verfügt, bei einer Rückführung in ihren Herkunftsstaat in Ansehung
existentieller Grundbedürfnisse (etwa Nahrung, Unterkunft) mit ihren beiden minderjährigen Kindern einer
lebensbedrohenden Situation ausgesetzt wäre. Abschließend ist festzuhalten, dass sich allein aus schlechten
Lebensbedingungen keine Gefährdung oder Bedrohung im Sinne des Artikel 3, EMRK ergibt, solange die
notdürftigsten Lebensgrundlagen sichergestellt sind vergleiche dazu VwGH vom 30.01.2001, 2000/01/0162).
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2.2.3. Das Vorbringen der Beschwerdeführerin vermag sohin keine Gefahren i.S.d. § 8 Abs. 1 AsylG
darzutun.2.2.3. Das Vorbringen der Beschwerdeführerin vermag sohin keine Gefahren i.S.d. Paragraph 8,
Absatz eins, AsylG darzutun.

2.3. Letztlich ist darauf hinzuweisen, dass die Beschwerdeführerin sowie deren Töchter Familienangehörige
im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 22 AsylG 2005 sind. Somit liegt ein Familienverfahren gemäß § 10 AsylG 1997 vor.
Da aber keinem aus diesem Personenkreis Asyl oder subsidiärer Schutz gewährt wurde, kann der
Beschwerdeführerin dieser Status auch nicht aufgrund des § 34 AsylG zuerkannt werden.2.3. Letztlich ist
darauf hinzuweisen, dass die Beschwerdeführerin sowie deren Töchter Familienangehörige im Sinne des
Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 22, AsylG 2005 sind. Somit liegt ein Familienverfahren gemäß Paragraph 10,
AsylG 1997 vor. Da aber keinem aus diesem Personenkreis Asyl oder subsidiärer Schutz gewährt wurde, kann
der Beschwerdeführerin dieser Status auch nicht aufgrund des Paragraph 34, AsylG zuerkannt werden.

3. Ausweisungsentscheidung / Spruchpunkt II. (§10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 i.d.g.F.): 3.
Ausweisungsentscheidung / Spruchpunkt römisch zwei. (§10 Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 i.d.g.F.):

3.1. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird
und kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt. 3.1. Gemäß Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG ist
eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf
internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und kein Fall der Paragraphen 8,
Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2, vorliegt.

Gemäß § 10 Abs. 2 AsylG sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzulässig, wenn dem Fremden im Einzelfall ein
nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt (Z 1) oder diese eine Verletzung von Art.
8 EMRK darstellen würden (Z 2). Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen: die Art und Dauer des
bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war (lit. a); das
tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (lit. b); die Schutzwürdigkeit des Privatlebens (lit. c); der Grad der
Integration (lit. d); die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden (lit. e); die strafgerichtliche
Unbescholtenheit (lit. f); Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-,
Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts (lit. g); die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in
einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (lit.
h); die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren
überlangen Verzögerungen begründet ist (lit. i).Gemäß Paragraph 10, Absatz 2, AsylG sind Ausweisungen
nach Absatz eins, unzulässig, wenn dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes
Aufenthaltsrecht zukommt (Ziffer eins,) oder diese eine Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen würden
(Ziffer 2,). Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen: die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die
Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war (Litera a,); das tatsächliche Bestehen eines
Familienlebens (Litera b,); die Schutzwürdigkeit des Privatlebens (Litera c,); der Grad der Integration (Litera
d,); die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden (Litera e,); die strafgerichtliche Unbescholtenheit (Litera
f,); Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts (Litera g,); die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt
entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (Litera h,); die Frage,
ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen
Verzögerungen begründet ist (Litera i,).

Wenn die Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine
Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchführung gemäß §
10 Abs. 3 AsylG für die notwendige Zeit aufzuschieben.Wenn die Durchführung der Ausweisung aus Gründen,
die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen würde und diese
nicht von Dauer sind, ist die Durchführung gemäß Paragraph 10, Absatz 3, AsylG für die notwendige Zeit
aufzuschieben.
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Über die Zulässigkeit der Ausweisung ist gemäß § 10 Abs. 5 AsylG jedenfalls begründet, insbesondere im
Hinblick darauf, ob diese gemäß § 10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit
einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und
Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist
insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im
Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein gemeinschaftsrechtliches
Aufenthaltsrecht oder unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff NAG) verfügen,
unzulässig wäre.Über die Zulässigkeit der Ausweisung ist gemäß Paragraph 10, Absatz 5, AsylG jedenfalls
begründet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, auf Dauer
unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die
ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach
nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf
Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über
ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und
48 oder Paragraphen 51, ff NAG) verfügen, unzulässig wäre.

Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner
Wohnung und seines Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in
die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine
Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche
Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung
von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und
Freiheiten anderer notwendig ist. Art. 8 Abs. 2 EMRK erfordert eine Prüfung der Notwendigkeit und
Verhältnismäßigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine Abwägung der betroffenen Rechtsgüter
und öffentlichen Interessen. In diesem Sinne wird eine Ausweisung nicht erlassen werden dürfen, wenn ihre
Auswirkungen auf die Lebenssituation des Fremden und seiner Familie schwerer wögen als die nachteiligen
Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung. Bei dieser Abwägung sind insbesondere die Dauer des
Aufenthaltes, das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens und dessen Intensität, die Schutzwürdigkeit des
Privatlebens, den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und
Freunden, der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am
sozialen Leben, der Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert, die Bindungen zum Heimatstaat,
die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse
der öffentlichen Ordnung maßgeblich. Auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt
entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwägung
in Betracht zu ziehen (Vgl. VfGH vom 29.09.2007, B 1150/07-9).Gemäß Artikel 8, Absatz eins, EMRK hat
jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines
Briefverkehrs. Gemäß Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung
dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt,
die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren
Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer
notwendig ist. Artikel 8, Absatz 2, EMRK erfordert eine Prüfung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit
des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und öffentlichen
Interessen. In diesem Sinne wird eine Ausweisung nicht erlassen werden dürfen, wenn ihre Auswirkungen auf
die Lebenssituation des Fremden und seiner Familie schwerer wögen als die nachteiligen Folgen der
Abstandnahme von ihrer Erlassung. Bei dieser Abwägung sind insbesondere die Dauer des Aufenthaltes, das
tatsächliche Bestehen eines Familienlebens und dessen Intensität, die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, den
Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der
Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert, die Bindungen zum Heimatstaat, die strafgerichtliche
Unbescholtenheit, aber auch Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der öffentlichen
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Ordnung maßgeblich. Auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem
sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwägung in Betracht zu
ziehen (Vgl. VfGH vom 29.09.2007, B 1150/07-9).

Hierbei ist neben diesen (beispielhaft angeführten) Kriterien, aber auch auf die Besonderheiten der
aufenthaltsrechtlichen Stellung von Asylwerbern Bedacht zu nehmen, zumal etwa das Gewicht einer aus dem
langjährigen Aufenthalt in Österreich abzuleitenden Integration dann gemindert ist, wenn dieser Aufenthalt
rechtswidrig oder lediglich auf unberechtigte Asylanträge zurückzuführen ist (vgl. VfGH vom 12.06.2007, B
2126/06; VfGH vom 29.09.2007, Zl. B 1150/07-9; VwGH vom 24.04.2007, 2007/18/0173; VwGH vom
15.05.2007, 2006/18/0107, und 2007/18/0226).Hierbei ist neben diesen (beispielhaft angeführten) Kriterien,
aber auch auf die Besonderheiten der aufenthaltsrechtlichen Stellung von Asylwerbern Bedacht zu nehmen,
zumal etwa das Gewicht einer aus dem langjährigen Aufenthalt in Österreich abzuleitenden Integration dann
gemindert ist, wenn dieser Aufenthalt rechtswidrig oder lediglich auf unberechtigte Asylanträge
zurückzuführen ist vergleiche VfGH vom 12.06.2007, B 2126/06; VfGH vom 29.09.2007, Zl. B 1150/07-9;
VwGH vom 24.04.2007, 2007/18/0173; VwGH vom 15.05.2007, 2006/18/0107, und 2007/18/0226).

Grundsätzlich ist von einer familiären Beziehung im i.S.d. Art. 8 MRK bei einem verheirateten Paar mit oder
ohne Kinder auszugehen, selbst wenn ein Familienleben zwischen den Ehepartnern noch nicht ausreichend
etabliert ist (vgl EGMR 22.06.2004, Pini v. Romania, Nr. 78028/01 u. 78030/01). Sowohl eheliche als auch
uneheliche minderjährige Kinder aus einer Familienbeziehung, die unter Art. 8 EMRK fällt, sind von ihrer
Geburt ipso iure Teil der Familie (vgl. u. a. EGMR 01.09.2004, Lebbink v. Netherlands, Nr. 45582/99). Der
EGMR unterscheidet auch nicht zwischen einer ehelichen und einer nichtehelichen Familie, sondern stellt auf
ein tatsächliches Bestehen des Familienlebens ab. Für die Feststellung, ob es sich im Einzelfall um eine
familiäre Beziehung i.S.v. Art. 8 EMRK handelt, stützt sich der EGMR auf tatsächliche Anhaltspunkte, wie das
gemeinsame Wohnen, die Art und die Länge der der Beziehung sowie das Interesse und die Bindung der
Partner aneinander, etwa durch gemeinsame Kinder oder andere Umstände (vgl. u.a. EGMR 27.10.1994,
Kroon v. Netherlands, Nr. 18535/91). Grundsätzlich ist von einer familiären Beziehung im i.S.d. Artikel 8, MRK
bei einem verheirateten Paar mit oder ohne Kinder auszugehen, selbst wenn ein Familienleben zwischen den
Ehepartnern noch nicht ausreichend etabliert ist vergleiche EGMR 22.06.2004, Pini v. Romania, Nr. 78028/01
u. 78030/01). Sowohl eheliche als auch uneheliche minderjährige Kinder aus einer Familienbeziehung, die
unter Artikel 8, EMRK fällt, sind von ihrer Geburt ipso iure Teil der Familie vergleiche u. a. EGMR 01.09.2004,
Lebbink v. Netherlands, Nr. 45582/99). Der EGMR unterscheidet auch nicht zwischen einer ehelichen und
einer nichtehelichen Familie, sondern stellt auf ein tatsächliches Bestehen des Familienlebens ab. Für die
Feststellung, ob es sich im Einzelfall um eine familiäre Beziehung i.S.v. Artikel 8, EMRK handelt, stützt sich
der EGMR auf tatsächliche Anhaltspunkte, wie das gemeinsame Wohnen, die Art und die Länge der der
Beziehung sowie das Interesse und die Bindung der Partner aneinander, etwa durch gemeinsame Kinder oder
andere Umstände vergleiche u.a. EGMR 27.10.1994, Kroon v. Netherlands, Nr. 18535/91).

3.2. Im gegenständlichen Fall besteht bei der Ausweisung ein Hindernis nach Art. 8 EMRK. Nach der
Rechtsprechung des VwGH hat eine Ausweisung durch die Asylbehörde zu unterbleiben, wenn nicht alle
Familienmitglieder nach dem AsylG ausgewiesen werden können. 3.2. Im gegenständlichen Fall besteht bei
der Ausweisung ein Hindernis nach Artikel 8, EMRK. Nach der Rechtsprechung des VwGH hat eine
Ausweisung durch die Asylbehörde zu unterbleiben, wenn nicht alle Familienmitglieder nach dem AsylG
ausgewiesen werden können.

Eine Ausweisung war aber in dem Erkenntnis über die Beschwerden der minderjährigen Töchter der
Beschwerdeführerin nicht auszusprechen, da dies eine Verletzung von Art. 8 EMRK dargestellt hätte. Somit
war aber auch der Ausspruch des Bundesasylamts über die Ausweisung der Beschwerdeführerin zu beheben
(Vgl. VwGH vom 16.01.2008, Zl. 2007/19/0851-5; VwGH vom 26.06.2009, Zl. 2008/23/1153).Eine Ausweisung
war aber in dem Erkenntnis über die Beschwerden der minderjährigen Töchter der Beschwerdeführerin nicht
auszusprechen, da dies eine Verletzung von Artikel 8, EMRK dargestellt hätte. Somit war aber auch der
Ausspruch des Bundesasylamts über die Ausweisung der Beschwerdeführerin zu beheben (Vgl. VwGH vom
16.01.2008, Zl. 2007/19/0851-5; VwGH vom 26.06.2009, Zl. 2008/23/1153).

4. Eine mündliche Verhandlung kann gemäß § 41 Abs. 7 AsylG 2005 unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus
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der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 67d AVG. Von der
Anberaumung einer mündlichen Verhandlung konnte somit abgesehen werden.4. Eine mündliche
Verhandlung kann gemäß Paragraph 41, Absatz 7, AsylG 2005 unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt Paragraph 67 d, AVG.
Von der Anberaumung einer mündlichen Verhandlung konnte somit abgesehen werden.

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.

Schlagworte

Familienverfahren, Lebensgrundlage, non refoulement, Sicherheitslage, Spruchpunktbehebung-Ausweisung
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